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RICHTLINIE 2014/90/EU DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 23. Juli 2014
iiber Schiffsausriistung und zur Aufhebung der Richtlinie 96/98/EG des Rates
(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 100 Absatz 2,

auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (1),

nach Anhorung des Ausschusses der Regionen,

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (?),

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) Angesichts der globalen Dimension der Schifffahrt muss die Union den internationalen Regelungsrahmen fiir die
Sicherheit im Seeverkehr anwenden und stiitzen. Nach den internationalen Ubereinkommen im Bereich der See-
verkehrssicherheit miissen die Flaggenstaaten dafiir sorgen, dass die Ausriistung eines Schiffes hinsichtlich Entwurf,
Bau und Leistung bestimmten Sicherheitsanforderungen geniigt, und entsprechende Bescheinigungen ausstellen.
Dazu haben die Internationale Seeschifffahrts-Organisation (IMO fiir ,International Maritime Organisation®) sowie
die internationalen und europiischen Normungsorganisationen Leistungs- und Priifnormen fiir bestimmte Arten
von Schiffsausriistung ausgearbeitet.

(2)  Die internationalen Instrumente lassen den Verwaltungen der Flaggenstaaten erheblichen Ermessensspielraum. Da
die Vorschriften nicht harmonisiert sind, weisen die Produkte, denen die zustandigen nationalen Behorden Uber-
einstimmung mit diesen internationalen Ubereinkommen und Normen bescheinigt haben, unterschiedliche Sicher-
heitsniveaus auf. Dies beeintrachtigt das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts, da es fur die Mitgliedstaaten
problematisch wird, die Installation von Ausriistung, die von einem anderen Mitgliedstaat zertifiziert wurde, an
Bord der Schiffe unter ihrer Flagge ohne weitere Uberpriifung zuzulassen.

(3)  Die Harmonisierung durch die Union behebt diese Probleme. So wurden in der Richtlinie 96/98/EG des Rates (%)
einheitliche Vorschriften festgelegt, um Unterschiede bei der Anwendung internationaler Normen durch klar
definierte Anforderungen und einheitliche Bescheinigungsverfahren zu beseitigen.

(4)  Das Unionsrecht verfugt iiber verschiedene andere Instrumente, in denen Anforderungen und Bedingungen unter
anderem zur Gewdhrleistung des freien Warenverkehrs im Binnenmarkt oder Umweltvorschriften fiir bestimmte
Produkte festgelegt sind, die von ihrer Art her der an Bord von Schiffen verwendeten Ausriistung dhneln, jedoch

(1) ABL C 161 vom 6.6.2013, S. 93.

(3 Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 15. April 2014 (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht) und Beschluss des Rates vom
23. Juli 2014.

() Richtlinie 96/98/EG des Rates vom 20. Dezember 1996 iiber Schiffsausriistung (ABL. L 46 vom 17.2.1997, S. 25).



28.8.2014 Amtsblatt der Europdischen Union L 257/147

nicht den internationalen Normen entsprechen, die sich unter Umstinden erheblich von den innerhalb der Union
geltenden Rechtsvorschriften unterscheiden und laufend weiterentwickelt werden. Diese Produkte konnen die
Mitgliedstaaten daher nicht entsprechend den einschligigen internationalen Ubereinkommen im Bereich der See-
verkehrssicherheit zertifizieren. Fiir Ausriistung, mit der EU-Schiffe im Einklang mit den internationalen Sicher-
heitsnormen ausgestattet werden sollen, sollte daher ausschlieflich diese Richtlinie gelten, die in jedem Fall als lex
specialis zu betrachten ist. Dariiber hinaus sollte ein spezifisches Kennzeichen festgelegt werden, durch das ange-
zeigt wird, dass Ausriistung, die mit diesem Kennzeichen versehen ist, den in den bereits in Kraft getretenen
einschligigen internationalen Ubereinkommen und Instrumenten festgelegten Anforderungen entspricht.

(5)  Neben der Festlegung detaillierter Leistungs- und Priffnormen fiir Schiffsausriistung sehen die internationalen
Instrumente mitunter Mafnahmen vor, die von den verbindlichen Anforderungen abweichen, die aber unter
bestimmten Bedingungen geeignet sind, um die mit diesen Anforderungen verfolgte Absicht zu erfillen. Im
Internationalen Ubereinkommen von 1974 zum Schutz des menschlichen Lebens auf See (SOLAS fiir ,Safety of
Life at Sea®) sind alternative Ausfithrungen und Anordnungen vorgesehen, die von den einzelnen Mitgliedstaaten
jeweils unter ihrer eigenen Verantwortung angewandt werden konnten.

(6)  Die mit der Anwendung der Richtlinie 96/98/EG gewonnenen Erfahrungen haben gezeigt, dass zusitzliche Mafs-
nahmen ergriffen werden miissen, um Anwendung und Durchsetzung jener Richtlinie zu verbessern und den
Rechtsrahmen einfacher zu gestalten, gleichzeitig aber auch sicherzustellen, dass die IMO-Anforderungen in der
gesamten Union einheitlich umgesetzt und angewandt werden.

(7)  Dabher sollten Anforderungen festgelegt werden, die gewdhrleisten, dass Schiffsausriistung den in den geltenden
internationalen Instrumenten festgelegten Sicherheitsnormen einschlieSlich der einschligigen Priifnormen ent-
spricht; damit wiirde sichergestellt, dass Ausriistung, die diesen Anforderungen geniigt, im Binnenmarkt ungehin-
dert in Verkehr gebracht werden und Schiffe, die die Flagge eines Mitgliedstaats fithren, damit ausgestattet werden
konnen.

(8)  Um einen fairen Wettbewerb bei der Entwicklung von Schiffsausriistung zu erméglichen, sollte alles darangesetzt
werden, um die Nutzung offener Standards zu fordern, damit sie kostenlos oder gegen ein nominales Entgelt
verfiigbar sind sowie von jedermann kopiert, verteilt und kostenlos oder gegen ein nominales Entgelt verwendet
werden konnen.

(9)  Der Beschluss Nr. 768/2008/EG des Europiischen Parlaments und des Rates (') enthidlt gemeinsame Grundsitze
und Musterbestimmungen, die in allen sektoralen Rechtsvorschriften angewendet werden sollen, um eine einheit-
liche Grundlage fiir die Uberarbeitung oder Neufassung dieser Rechtsvorschriften zu bieten. Dieser Beschluss stellt
einen allgemeinen bereichsiibergreifenden Rahmen fiir kiinftige Rechtsvorschriften zur Harmonisierung der Bedin-
gungen fiir die Vermarktung von Produkten und einen Bezugspunkt fiir geltende Rechtsvorschriften dar. Dieser
allgemeine Rechtsrahmen bietet angemessene Losungen fiir die Probleme, die sich bei der Anwendung der Richt-
linie 96/98/EG gezeigt haben. Daher miissen die Begriffsbestimmungen und Musterbestimmungen des Beschlusses
Nr. 768/2008/EG in diese Richtlinie aufgenommen werden, wobei die aufgrund der spezifischen Merkmale des
Schiffsausriistungssektors erforderlichen Anpassungen vorzunehmen sind.

(10)  Um den Marktiiberwachungsbehorden zusitzliche spezielle Mittel an die Hand zu geben, die ihnen ihre Aufgabe
erleichtern, konnte das Steuerrad-Kennzeichen zu gegebener Zeit durch eine elektronische Kennzeichnung erginzt
oder ersetzt werden.

(11)  Die Verantwortlichkeiten der Wirtschaftsakteure sollten so festgelegt werden, dass sie fur diejenigen Wirtschafts-
akteure, die ihren Sitz in der Union haben, verhiltnismifSig und nicht diskriminierend sind und der Tatsache
Rechnung tragen, dass ein erheblicher Anteil der in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie fallenden Schiffs-
ausriistung maoglicherweise niemals in das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten eingefithrt und dort vertrieben wird.

(") Beschluss Nr. 768/2008/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 iiber einen gemeinsamen Rechtsrahmen fiir
die Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung des Beschlusses 93/465/EWG des Rates (ABL. L 218 vom 13.8.2008, S. 82).
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(12) Da Schiffe wihrend des Baus oder der Reparatur iiberall in der Welt mit Schiffsausriistung ausgestattet werden,
gestaltet sich die Marktiiberwachung ganz besonders schwierig und kann auch nicht wirksam durch Grenzkon-
trollen unterstiitzt werden. Die jeweiligen Pflichten der Mitgliedstaaten und der Wirtschaftsakteure in der Union
sollten daher eindeutig angegeben werden. Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass nur Ausriistung, die die
Anforderungen erfiillt, an Bord von Schiffen unter ihrer Flagge installiert ist und dass dieser Pflicht nachgekommen
wird, indem die Verwaltung des Flaggenstaats Zeugnisse fiir diese Schiffe im Rahmen der internationalen Uber-
einkommen ausstellt, bestitigt oder erneuert und indem nationale Marktiiberwachungsvorschriften, die gemafl dem
Unionsrahmen fiir die Marktiiberwachung nach Kapitel Il der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europdischen
Parlaments und des Rates (!) erlassen wurden, angewendet werden. Die Mitgliedstaaten sollten bei der Erfillung
dieser Pflichten durch die Informationssysteme unterstiitzt werden, die die Kommission zur Bewertung, Notifizie-
rung und Uberwachung der zur Durchfithrung von Konformititsbewertungsaufgaben befugten Stellen und fiir den
Austausch von Informationen iiber zugelassene Schiffsausriistung, widerrufene oder abgelehnte Antrige und Nicht-
konformitit von Schiffsausriistung zur Verfiigung stellt.

(13) Das Anbringen des Steuerrad-Kennzeichens an Schiffsausriistung durch den Hersteller oder gegebenenfalls den
Einfithrer sollte in erster Linie die Garantie darstellen, dass Ausriistung entsprechend den Pflichten des Herstellers
bzw. Einfihrers nach dieser Richtlinie die Anforderungen erfiillt und in Verkehr gebracht werden kann, um ein EU-
Schiff damit auszustatten. Des Weiteren sind einige Bestimmungen erforderlich, damit das Steuerrad-Kennzeichen
nach seiner Anbringung seine Funktion als Sicherheitskennzeichnung und seine Giiltigkeit behilt und damit die
nationalen Marktiiberwachungsbehorden ihre Aufgabe wirksam erfiillen konnen. Der Hersteller oder gegebenenfalls
der Einfithrer oder der Handler sollte verpflichtet sein, den zustindigen Behorden vollstindige und wahrheits-
gemifle Informationen iiber die Ausriistung zu tibermitteln, an der er das Steuerrad-Kennzeichen angebracht hat,
um sicherzustellen, dass die Schiffsausriistung sicher bleibt. Der Hersteller sollte verpflichtet sein, mit den Markt-
iiberwachungsbehorden zusammenzuarbeiten, auch hinsichtlich der Normen, nach denen er die Ausriistung her-
gestellt und zertifiziert hat, und sollte auflerdem im Zusammenhang mit Schiffsausriistung, die er in Verkehr
bringt, seiner Sorgfaltspflicht nachkommen. Ein nicht in der Union ansissiger Hersteller sollte zu diesem Zweck
einen Bevollmichtigten benennen, damit die Zusammenarbeit mit den nationalen zustindigen Behorden gewihr-
leistet ist.

(14)  Der Nachweis fur die Einhaltung der internationalen Priifnormen liefe sich am besten durch Konformitétsbewer-
tungsverfahren erbringen, wie sie im Beschluss Nr. 768/2008/EG festgelegt sind. Allerdings sollten die Hersteller
nur die Konformititsbewertungsverfahren durchfithren diirfen, die die Anforderungen der internationalen Instru-
mente erfiillen.

(15 Um ein faires und effizientes Verfahren zur Uberpriifung eines Verdachts der Nichtkonformitit zu gewahrleisten,
sollten die Mitgliedstaaten ermutigt werden, alle Mafnahmen im Hinblick auf eine umfassende und objektive
Bewertung der Gefahren zu ergreifen. Hat sich die Kommission vergewissert, dass diese Voraussetzung erfiillt
ist, so sollte sie nicht verpflichtet sein, diese Bewertung im Zuge der Uberpriifung der restriktiven Mafnahmen
der Mitgliedstaaten in Bezug auf nichtkonforme Ausriistung erneut vorzunehmen.

(16)  Bei der Ausiibung ihrer Untersuchungspflichten in Bezug auf notifizierte Stellen sollte die Kommission die Mit-
gliedstaaten unter gebithrender Beachtung ihrer unabhingigen Rolle unterrichten und sollte so weit wie moglich
mit ihnen zusammenarbeiten.

(17)  Gelangen die Uberwachungsbehérden eines Mitgliedstaats zu der Annahme, dass in dieser Richtlinie geregelte
Schiffsausriistung eine Gefahr fur die Seeverkehrssicherheit, die Gesundheit oder die Umwelt darstellt, sollten sie
eine Beurteilung oder Priifung in Bezug auf die betreffende Ausriistung vornehmen. Bestitigt sich die Annahme
einer von der Ausriistung ausgehenden Gefahr, sollte der Mitgliedstaat den betreffenden Wirtschaftsakteur auf-
fordern, geeignete Korrekturmafnahmen zu ergreifen oder sogar die betreffende Ausriistung vom Markt zu
nehmen oder zuriickzurufen.

(18)  In Ausnahmefillen sollte die Verwendung von Schiffsausriistung zugelassen werden, die nicht mit dem Steuerrad-
Kennzeichen versehen ist; dies gilt insbesondere dann, wenn es unméglich ist, in einem Hafen oder in einer
Hafenanlage auferhalb der Union fir ein Schiff Ausriistung zu erhalten, die das Steuerrad-Kennzeichen tragt,
oder wenn mit diesem Kennzeichen versehene Ausriistung auf dem Markt nicht verfigbar ist.

(") Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 iiber die Vorschriften fiir die Ak-
kreditierung und Marktiiberwachung im Zusammenhang mit der Vermarktung von Produkten (ABL. L 218 vom 13.8.2008, S. 30).
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(19)  Es muss sichergestellt werden, dass die Erreichung der Ziele dieser Richtlinie nicht dadurch behindert wird, dass
internationale Normen, einschlieSlich Priifnormen, fiir bestimmte, in den Anwendungsbereich diese Richtlinie
fallende spezifische Gegenstinde der Schiffsausriistung fehlen oder entsprechende geltende Normen Mingel oder
Anomalien aufweisen. Ferner ist es erforderlich, zu bestimmen, welche spezifischen Gegenstinde der Schiffsaus-
riistung mit einer elektronischen Kennzeichnung versehen werden konnten. Ein nicht wesentliches Element dieser
Richtlinie, ndmlich die Verweise auf Normen gemdf Anhang III, muss dariiber hinaus regelmifSig aktualisiert
werden, sobald neue Normen vorliegen. Daher sollte der Kommission die Befugnis iibertragen werden, Rechtsakte
gemdfs Artikel 290 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europaischen Union zu erlassen, um unter bestimmten
Bedingungen vorldufige harmonisierte technische Spezifikationen und Priifnormen festzulegen und diese Verweise
zu erginzen. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemes-
sene Konsultationen, auch auf der Ebene von Sachverstindigen, durchfiihrt. Bei der Vorbereitung und Ausarbeitung
delegierter Rechtsakte sollte die Kommission gewihrleisten, dass die einschldgigen Dokumente dem Europiischen
Parlament und dem Rat gleichzeitig, rechtzeitig und auf angemessene Weise iibermittelt werden.

(20)  Damit die Ziele dieser Richtlinie erreicht werden konnen, sollten die internationalen Instrumente im Binnenmarkt
einheitlich angewandt werden. Daher miissen fiir jeden Gegenstand der Schiffsausriistung, fiir den nach den
internationalen Ubereinkommen die Zulassung durch den Flaggenstaat vorgeschrieben ist, die entsprechenden
Anforderungen hinsichtlich Entwurf, Bau und Leistung sowie die dazugehorigen in den internationalen Instru-
menten fir diese Ausriistung festgelegten Priifnormen in klarer Form und rechtzeitig festgelegt werden; weiter
miissen einheitliche Kriterien und Verfahren — einschliefBlich Fristen — fiir die Umsetzung dieser Anforderungen
und Normen durch die notifizierten Stellen, Behorden der Mitgliedstaaten und Wirtschaftsakteure — einschlieflich
aller Akteure, die fur die Installation von Ausriistung an Bord eines EU-Schiffs verantwortlich sind — verabschiedet
werden. Dariiber hinaus ist sicherzustellen, dass das Erreichen der Ziele dieser Richtlinie nicht dadurch gefdhrdet
wird, dass die geltenden technischen Spezifikationen und Priifnormen unzureichend sind oder die IMO versdumt
hat, angemessene Normen fiir in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie fallende Schiffsausriistung festzulegen.

(21)  Die internationalen Instrumente mit Ausnahme der Priifnormen sollten automatisch in ihrer aktuellen Fassung
Anwendung finden. Um das Risiko zu verringern, dass durch die Einfithrung neuer Priifnormen in die Rechts-
vorschriften der Union unverhiltnismiflige Schwierigkeiten fiir die Unionsflotte und fiir die Wirtschaftsakteure
verursacht werden, sollte im Interesse der Klarheit und der Rechtssicherheit das Inkrafttreten neuer Priifnormen
nicht automatisch erfolgen, sondern aufgrund eines ausdriicklichen Hinweises der Kommission.

(22)  Zur Gewihrleistung einheitlicher Bedingungen fiir die Durchfithrung dieser Richtlinie sollten der Kommission
Durchfithrungsbefugnisse iibertragen werden. Diese Befugnisse sollten im Einklang mit der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011 des Europiischen Parlaments und des Rates (') ausgeiibt werden.

(23)  Um eine einheitliche, rasche und einfache Umsetzung dieser Richtlinie zu erleichtern, sollten Durchfithrungsrechts-
akte, die nach dieser Richtlinie erlassen werden, die Form von Verordnungen der Kommission haben.

(24)  Nach etablierter Praxis kann der in dieser Richtlinie genannte Ausschuss eine niitzliche Rolle bei der Priifung von
Angelegenheiten spiclen, die die Anwendung dieser Richtlinie betreffen und gemifl seiner Geschiftsordnung
entweder von seinem Vorsitz oder von einem Vertreter eines Mitgliedstaats vorgelegt werden.

(25)  Wenn Angelegenheiten im Zusammenhang mit dieser Richtlinie gepriift werden, die nicht ihre Umsetzung oder
Verstofle gegen sie betreffen, das heifst in einer Sachverstindigengruppe der Kommission, so sollte das Europdische
Parlament im Einklang mit der bestehenden Praxis umfassende Informationen und Unterlagen und, soweit zweck-
mifig, eine Einladung zur Teilnahme an Sitzungen erhalten.

(") Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfithrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABIL. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).
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(26) Die Kommission wird entsprechend der Verordnung (EG) Nr. 1406/2002 des Europiischen Parlaments und des
Rates () von der Europiischen Agentur fiir die Sicherheit des Seeverkehrs bei der wirksamen Umsetzung ein-
schligiger bindender Rechtsakte der Union und bei der Ausiibung der darin der Kommission iibertragenen Auf-
gaben unterstiitzt.

(27)  Die zustindigen Behorden und die Wirtschaftsakteure sollten alle erdenklichen Anstrengungen unternehmen, um
im Einklang mit der internationalen Praxis die schriftliche Kommunikation zu erleichtern, mit dem Ziel, gemein-
same Kommunikationswege zu finden.

(28) Da die Ziele dieser Richtlinie, ndmlich die Erhohung der Sicherheit auf See und die Vermeidung von Meeresver-
schmutzung durch eine einheitliche Anwendung der einschligigen internationalen Instrumente in Bezug auf
Ausriistung, mit der Schiffe ausgestattet werden, und die Gewihrleistung des freien Verkehrs solcher Ausriistung
innerhalb der Union auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden kénnen, sondern viel-
mehr wegen ihres Umfangs und ihrer Wirkungen auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind, kann die Union
im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags tiber die Europdische Union verankerten Subsidiaritdtsprinzip tatig
werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der VerhiltnismifSigkeit geht diese Richt-
linie nicht iiber das fiir die Erreichung dieser Ziele erforderliche Maf$ hinaus.

(29) Da die zu erlassenden Manahmen eine wesentliche Anderung der Bestimmungen der Richtlinie 96/98/EG dar-
stellen, sollte jene Richtlinie aus Griinden der Klarheit aufgehoben und durch die vorliegende Richtlinie ersetzt
werden —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

KAPITEL 1
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1
Ziel

Ziel dieser Richtlinie ist die Erhohung der Sicherheit auf See und die Vermeidung von Meeresverschmutzung durch die
einheitliche Anwendung der einschligigen internationalen Instrumente in Bezug auf Schiffsausriistung, mit der EU-Schiffe
ausgestattet werden sollen, sowie die Gewéhrleistung des freien Verkehrs solcher Ausriistung innerhalb der Union.

Artikel 2
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck
1. ,Schiffsausriistung” Ausriistung, die nach Artikel 3 in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie fallt;

2. ,EU-Schiff* ein Schiff, das unter der Flagge eines Mitgliedstaats fahrt und in den Anwendungsbereich der interna-
tionalen Ubereinkommen fillt;

3. ,internationale Ubereinkommen® die nachstehenden im Rahmen der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation
(IMO) angenommenen Ubereinkommen sowie die dazugehorigen verbindlichen Protokolle und Codes, die in Kraft
getreten sind und in denen spezifische Anforderungen festgelegt sind, die fiir die Zulassung von Ausriistung, mit der
Schiffe ausgestattet werden sollen, durch den Flaggenstaat gelten:

— das Ubereinkommen von 1972 iiber die Internationalen Regeln zur Verhiitung von Zusammenstofen auf See
(COLREG),

(") Verordnung (EG) Nr. 1406/2002 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2002 zur Errichtung einer Europdischen
Agentur fiir die Sicherheit des Seeverkehrs (ABL. L 208 vom 5.8.2002, S. 1).
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— das Internationale Ubereinkommen von 1973 zur Verhiitung der Meeresverschmutzung durch Schiffe (MARPOL),

— das Internationale Ubereinkommen von 1974 zum Schutz des menschlichen Lebens auf See (SOLAS);

4. ,Priifnormen® die Priifnormen fiir Schiffsausriistung, die von folgenden Organisationen bzw. Einrichtungen festgelegt
wurden:

— der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation (IMO),

— der Internationalen Organisation fiir Normung (ISO),

— der Internationalen Elektrotechnischen Kommission (IEC),

— dem Europdischen Komitee fiir Normung (CEN),

— dem Europdischen Komitee fiir elektrotechnische Normung (Cenelec),

— der Internationalen Fernmelde-Union (ITU),

— dem Europdischen Institut fir Telekommunikationsnormen (ETSI),

— der Kommission gemafs Artikel 8 und Artikel 27 Absatz 6 dieser Richtlinie,

— den in den Abkommen iber die gegenseitige Anerkennung, denen die Union beigetreten ist, anerkannten
Regelungsbehorden;

5. ,internationale Instrumente” die internationalen Ubereinkommen einschlieBlich der EntschlieRungen und Rundschrei-
ben der IMO zur Umsetzung dieser Ubereinkommen in ihrer jeweils aktuellen Fassung sowie die Priifnormen;

6. ,Steuerrad” das in Artikel 9 genannte und in Anhang I dargestellte Kennzeichen oder gegebenenfalls die in Artikel 11
genannte elektronische Kennzeichnung;

7. .notifizierte Stelle” eine entsprechend Artikel 17 von der zustindigen nationalen Verwaltung eines Mitgliedstaats
notifizierte Einrichtung;

8. ,Bereitstellung auf dem Markt” jede entgeltliche oder unentgeltliche Abgabe von Schiffsausriistung auf dem Unions-
markt im Rahmen einer Geschaftstitigkeit;

9. ,Inverkehrbringen” die erstmalige Bereitstellung von Schiffsausriistung auf dem Unionsmarke;

10. ,Hersteller” jede natiirliche oder juristische Person, die Schiffsausriistung herstellt bzw. entwickeln oder herstellen ldsst
und diese Ausriistung unter ihrem eigenen Namen oder ihrer eigenen Marke vermarktet;

11. ,Bevollmichtigter jede in der Union ansissige natiirliche oder juristische Person, die von einem Hersteller schriftlich
beauftragt wurde, in seinem Namen bestimmte Aufgaben wahrzunehmen;
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12. ,Einfithrer” jede in der Union ansidssige natiirliche oder juristische Person, die Schiffsausriistung aus einem Drittstaat
auf dem Unionsmarkt in Verkehr bringt;

13. ,Handler* jede natiirliche oder juristische Person in der Lieferkette, die Schiffsausriistung auf dem Markt bereitstellt,
mit Ausnahme des Herstellers oder des Einfiihrers;

14. ,Wirtschaftsakteure“ Hersteller, Bevollmachtigte, Einfithrer und Héandler;

15. ,Akkreditierung® eine Akkreditierung im Sinne des Artikels 2 Nummer 10 der Verordnung (EG) Nr.765/2008;

16. ,nationale Akkreditierungsstelle” die nationale Akkreditierungsstelle im Sinne des Artikels 2 Nummer 11 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 765/2008;

17. ,Konformitdtsbewertung“ das von den notifizierten Stellen gemaf$ Artikel 15 durchgefithrte Verfahren zur Bewertung,
ob Schiffsausriistung die in dieser Richtlinie festgelegten Anforderungen erfullt;

18. ,Konformititsbewertungsstelle“ eine Stelle, die Konformititsbewertungstatigkeiten einschlieflich Kalibrierungen, Prii-
fungen, Zertifizierungen und Inspektionen durchfiihrt;

19. ,Riickruf* jede Mafnahme, die auf Erwirkung der Riickgabe von Schiffsausriistung, mit der EU-Schiffe bereits aus-
gestattet wurden oder die mit der Absicht der Ausstattung von EU-Schiffen erworben wurde, abzielt;

20. ,Riicknahme” jede Mafinahme, mit der verhindert werden soll, dass in der Lieferkette befindliche Schiffsausriistung
auf dem Markt bereitgestellt wird;

21. ,EU-Konformititserklirung” eine vom Hersteller entsprechend Artikel 16 ausgestellte Erklirung;

22. ,Produkt” einen Gegenstand der Schiffsausriistung.

Artikel 3
Anwendungsbereich

(I)  Diese Richtlinie gilt fiir Ausriistung, mit der ein EU-Schiff ausgestattet oder auszustatten ist, fiir die nach den
internationalen Instrumenten die Zulassung durch die Verwaltung des Flaggenstaats vorgeschrieben ist, unabhingig davon,
ob sich das Schiff zu dem Zeitpunkt, zu dem es mit der Ausriistung ausgestattet wird, in der Union befindet.

(2)  Ungeachtet der Tatsache, dass die in Absatz 1 genannte Ausriistung auch in den Anwendungsbereich anderer
Instrumente des Unionsrechts als dieser Richtlinie fallen kann, gilt fiir die Zwecke des Artikels 1 fiir diese Ausriistung
ausschliefSlich die vorliegende Richtlinie.

Artikel 4
Anforderungen an Schiffsausriistung

(1)  Schiffsausriistung, mit der die zu dem in Artikel 39 Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten Zeitpunkt oder danach an
Bord eines EU-Schiffs ausgestattet wird, muss hinsichtlich Entwurf, Bau und Leistung den Anforderungen der interna-
tionalen Instrumente entsprechen, die zum Zeitpunkt der Ausstattung an Bord gelten.
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(2)  Die Ubereinstimmung der Schiffsausriistung mit den Anforderungen nach Absatz 1 ist ausschlieflich anhand der
Priifnormen und durch die in Artikel 15 genannten Konformititsbewertungsverfahren nachzuweisen.

(3)  Die internationalen Instrumente finden unbeschadet des Verfahrens der Konformitétspriifung nach Artikel 5 der
Verordnung (EG) Nr. 2099/2002 des Europdischen Parlaments und des Rates (') Anwendung.

(4)  Die in den Absitzen 1 und 2 genannten Anforderungen und Normen sind entsprechend Artikel 35 Absatz 2
einheitlich anzuwenden.

Artikel 5
Anwendung

(1)  Wenn die Mitgliedstaaten fiir Schiffe, die ihre Flagge fithren, nach den internationalen Ubereinkommen erforder-
liche Bescheinigungen ausstellen, verlingern oder mit einem Vermerk versehen, stellen sie sicher, dass die Schiffsaus-
riistung an Bord dieser Schiffe den Anforderungen dieser Richtlinie entspricht.

(2)  Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maffnahmen, um sicherzustellen, dass Schiffsausriistung an Bord
von Schiffen, die ihre Flagge fithren, den Anforderungen der internationalen Instrumente entspricht, die fur bereits an
Bord befindliche Ausriistung gelten. Damit eine einheitliche Anwendung dieser Mafnahmen sichergestellt ist, werden der
Kommission im Einklang mit Artikel 35 Absatz 3 Durchfithrungsbefugnisse tibertragen.

Artikel 6
Funktionieren des Binnenmarktes

Die Mitgliedstaaten diirfen das Inverkehrbringen von Schiffsausriistung oder die Ausstattung mit solcher Ausriistung an
Bord eines EU-Schiffs nicht untersagen und die Ausstellung von Bescheinigungen fiir diese Ausriistung oder die Ver-
langerung dieser Bescheinigungen fiir Schiffe, die ihre Flagge fuhren, nicht verweigern, wenn die Ausriistung den Be-
stimmungen dieser Richtlinie geniigt.

Artikel 7
Umflaggung eines Schiffs zur Flagge eines Mitgliedstaats

(1)  Ein Nicht-EU-Schiff, das zur Flagge eines Mitgliedstaats umgeflaggt werden soll, muss im Zuge der Umflaggung von
dem einflaggenden Mitgliedstaat darauthin tberpriift werden, ob der Zustand der Schiffsausriistung den Sicherheitszeug-
nissen entspricht und ob die Ausriistung entweder dieser Richtlinie geniigt und mit dem Steuerrad-Kennzeichen versehen
ist oder ob die Verwaltung dieses Mitgliedstaats sich vergewissert hat, dass sie gleichwertig ist mit Schiffsausriistung, fiir
die ab dem 18. September 2016 Bescheinigungen gemif$ dieser Richtlinie ausgestellt wurden.

(2)  Kann der Zeitpunkt der Ausstattung mit Schiffausriistung an Bord nicht festgestellt werden, so konnen die Mit-
gliedstaaten unter Beriicksichtigung einschldgiger internationaler Instrumente hinreichende Gleichwertigkeitsanforderun-
gen festlegen.

(3)  Ist die Ausriistung nicht mit dem Steuerrad-Kennzeichen versehen oder wird sie von der Verwaltung nicht als
gleichwertig eingestuft, so muss sie ersetzt werden.

(4)  Fir Schiffsausriistung, die nach diesem Artikel als gleichwertig eingestuft wurde, wird von dem Mitgliedstaat eine
Bescheinigung ausgestellt, die stets mit der Ausriistung mitzufithren ist. Diese Bescheinigung enthalt die Genehmigung des
Flaggenmitgliedstaats zur Beibehaltung der Ausriistung an Bord des Schiffs und etwaige Einschrinkungen oder Bestim-
mungen fir deren Verwendung.

(") Verordnung (EG) Nr. 2099/2002 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 5. November 2002 zur Einsetzung eines Aus-
schusses fiir die Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von Umweltverschmutzung durch Schiffe (COSS) (ABL L 324 vom
29.11.2002, S. 1).
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Artikel 8
Normen fiir Schiffsausriistung

(I)  Unbeschadet der Richtlinie 98/34/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (1), gedndert durch die Verord-
nung (EU) Nr. 1025/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates (%), setzt sich die Union weiterhin dafiir ein, dass
die IMO und Normungsgremien angemessene internationale Normen, unter anderem ausfithrliche technische Spezifika-
tionen und Priifnormen, fiir Schiffsausriistung ausarbeiten, deren Installation oder Verwendung an Bord fiir erforderlich
gehalten wird, um die Sicherheit auf See und den Schutz vor Meeresverschmutzung zu verbessern. Die Kommission wird
diese Entwicklung regelmifig beobachten.

(2)  Fehlt fur einen spezifischen Gegenstand der Schiffsausriistung eine entsprechende internationale Norm, so wird der
Kommission in Ausnahmefillen, soweit dies aufgrund einer geeigneten Analyse hinreichend begriindet ist, zur Beseitigung
einer unannehmbaren Bedrohung fiir die Seeverkehrssicherheit, die Gesundheit oder die Umwelt die Befugnis tibertragen,
im Wege delegierter Rechtsakte nach Artikel 37 harmonisierte technische Spezifikationen und Priifnormen fiir diesen
spezifischen Gegenstand der Schiffsausriistung festzulegen, wobei sie etwaigen laufenden Arbeiten im Rahmen der IMO
Rechnung tragt.

Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit fiir diese delegierten Rechtsakte
Konsultationen mit Sachverstandigen, auch mit Sachverstindigen der Mitgliedstaaten, durchfiihrt.

Diese technischen Spezifikationen und Priifnormen gelten vorldufig, bis die IMO eine Norm fiir diesen spezifischen
Gegenstand der Schiffsausriistung verabschiedet hat.

(3)  In Ausnahmefillen, soweit dies aufgrund einer geeigneten Analyse hinreichend begriindet und zur Beseitigung einer
festgestellten unannehmbaren Bedrohung fiir die Seeverkehrssicherheit, die Gesundheit oder die Umwelt erforderlich ist,
die auf einen ernsten Mangel oder eine ernste Anomalie einer geltenden, von der Kommission nach Artikel 35 Absatz 2
oder 3 angegebenen Norm firr einen spezifischen Gegenstand der Schiffsausriistung zuriickzufihren ist, wird der Kommis-
sion die Befugnis iibertragen, im Wege delegierter Rechtsakte nach Artikel 37 harmonisierte technische Spezifikationen
und Priifnormen fiir diesen spezifischen Gegenstand der Schiffsausriistung festzulegen, jedoch nur insoweit, als dies fiir
die Beseitigung des ernsten Mangels oder der ernsten Anomalie notwendig ist; dabei trigt die Kommission etwaigen
laufenden Arbeiten im Rahmen der IMO Rechnung.

Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit fiir diese delegierten Rechtsakte
angemessene Konsultationen mit Sachverstidndigen, auch auf der Ebene von Sachverstindigen der Mitgliedstaaten, durch-
fihrt.

Diese technischen Spezifikationen und Priifnormen gelten vorldufig, bis die IMO die fur diesen spezifischen Gegenstand
der Schiffsausriistung geltende Norm {iberarbeitet hat.

(4)  Die nach den Absitzen 2 und 3 festgelegten technischen Spezifikationen und Normen werden von der Kommis-
sion kostenfrei zuganglich gemacht.

KAPITEL 2

DAS STEUERRAD-KENNZEICHEN

Artikel 9
Das Steuerrad-Kennzeichen

(1)  Schiffsausriistung, fur die entsprechend den einschligigen Konformititsbewertungsverfahren nachgewiesen wurde,
dass sie die in dieser Richtlinie festgelegten Anforderungen erfiillt, wird mit dem Steuerrad-Kennzeichen versehen.

(") Richtlinie 98/34/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 iiber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet
der Normen und technischen Vorschriften (ABL. L 204 vom 21.7.1998, S. 37).

(%) Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 zur europaischen Normung, zur
Anderung der Richtlinien 89/686/EWG und 93/15/EWG des Rates sowie der Richtlinien 94/9/EG, 94/25[EG, 95/16/EG, 97/23[EG,
98/34/EG, 2004/22[EG, 2007[23[EG, 2009/23/EG und 2009/105/EG des Europdischen Parlaments und des Rates und zur Auf-
hebung des Beschlusses 87/95/EWG des Rates und des Beschlusses Nr. 1673/2006/EG des Europdischen Parlaments und des Rates
(ABL L 316 vom 14.11.2012, S. 12).
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(2)  Das Steuerrad-Kennzeichen wird an keinem anderen Produkt angebracht.

(3)  Das zu verwendende Steuerrad-Kennzeichen muss dem Muster in Anhang I entsprechen.

(4)  Fur die Verwendung des Steuerrad-Kennzeichens gelten die allgemeinen Grundsitze des Artikels 30 Absatz 1 sowie
Absitze 3 bis 6 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008, wobei jede Bezugnahme auf die CE-Kennzeichnung als Bezugnahme
auf das Steuerrad-Kennzeichen gilt.

Artikel 10
Vorschriften und Bedingungen fiir die Anbringung des Steuerrad-Kennzeichens

(I) Das Steuerrad-Kennzeichen ist gut sichtbar, leserlich und dauerhaft auf dem Produkt oder seiner Datenplakette
anzubringen und gegebenenfalls in seine Software zu integrieren. Falls die Art des Produkts dies nicht zuldsst oder nicht
rechtfertigt, wird sie auf der Verpackung und den Begleitunterlagen angebracht.

(2)  Das Steuerrad-Kennzeichen ist am Ende der Produktionsphase anzubringen.

(3)  Nach dem Steuerrad-Kennzeichen sind die Kennnummer der notifizierten Stelle, wenn diese bei der Produktions-
kontrolle mitwirkt, sowie das Jahr anzugeben, in dem das Steuerrad-Kennzeichen angebracht wurde.

(4)  Die Kennnummer der notifizierten Stelle ist entweder von der Stelle selbst oder nach ihren Anweisungen durch den
Hersteller oder den Bevollmichtigten des Herstellers anzubringen.

Artikel 11
Elektronische Kennzeichnung

(I)  Um die Marktiiberwachung zu erleichtern und die Filschung der in Absatz 3 genannten spezifischen Gegenstinde
der Schiffsausriistung zu verhindern, konnen die Hersteller das Steuerrad-Kennzeichen durch eine elektronische Kenn-
zeichnung in geeigneter und zuverldssiger Form erginzen oder ersetzen. In diesem Fall gelten die Artikel 9 und 10
gegebenenfalls entsprechend.

(2)  Die Kommission nimmt eine Kosten-Nutzen-Analyse in Bezug auf die Verwendung der elektronischen Kennzeich-
nung als Ergdnzung oder Ersatz fur das Steuerrad-Kennzeichen vor.

(3)  Die Kommission kann nach Artikel 37 delegierte Rechtsakte erlassen, um festzulegen, welche spezifischen Gegen-
stande der Schiffsausriistung mit einer elektronischen Kennzeichnung versehen werden kénnen. Es ist von besonderer
Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit fiir diese delegierten Rechtsakte Konsultationen mit
Sachverstindigen, auch mit Sachverstindigen der Mitgliedstaaten, durchfiihrt.

(4)  Der Kommission werden Durchfithrungsbefugnisse iibertragen, um nach dem in Artikel 38 Absatz 2 genannten
Priifverfahren in Form von Verordnungen der Kommission geeignete technische Kriterien fiir Entwurf, Leistung, Anbrin-
gung und Verwendung elektronischer Kennzeichnungen festzulegen.

(5) Im Falle von Ausriistung, die nach Absatz 3 bestimmt wird, ist es zuldssig, das Steuerrad-Kennzeichen innerhalb
eines Zeitraums von drei Jahren nach dem Tag der Festlegung der entsprechenden technischen Kriterien gemifl Absatz 4
durch eine elektronische Kennzeichnung in geeigneter und zuverldssiger Form zu ergdnzen.

(6)  Im Falle von Ausriistung, die nach Absatz 3 bestimmt wird, ist es nach fiinf Jahren nach dem Tag der Festlegung
der entsprechenden technischen Kriterien gemifl Absatz 4 zuldssig, das Steuerrad-Kennzeichen durch eine elektronische
Kennzeichnung in geeigneter und zuverldssiger Form zu ersetzen.
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KAPITEL 3
VERPFLICHTUNGEN DER WIRTSCHAFTSAKTEURE

Artikel 12
Pflichten der Hersteller

(1)  Durch das Anbringen des Steuerrad-Kennzeichens garantieren die Hersteller, dass die Schiffsausriistung, auf der
dieses Kennzeichen angebracht ist, entsprechend den nach Artikel 35 Absatz 2 umgesetzten technischen Spezifikationen
und Normen entworfen und hergestellt wurde, und die in den Absitzen 2 bis 9 festgelegten Pflichten erfillen.

(2)  Die Hersteller erstellen die erforderlichen technischen Unterlagen und lassen die anzuwendenden Konformitits-
bewertungsverfahren durchfihren.

(3)  Wurde durch das Konformitdtsbewertungsverfahren nachgewiesen, dass die Schiffsausriistung den geltenden An-
forderungen entspricht, so stellen die Hersteller eine EU-Konformititserklarung entsprechend Artikel 16 aus und bringen
das Steuerrad-Kennzeichen nach den Artikeln 9 und 10 an.

(4)  Die Hersteller bewahren die technischen Unterlagen und die EU-Konformititserklarung gemafl Artikel 16 nach
Anbringung des Steuerrad-Kennzeichens mindestens zehn Jahre lang auf; wobei die Aufbewahrungsdauer in keinem Fall
kiirzer sein darf als die erwartete Lebensdauer der betreffenden Schiffsausriistung.

(5)  Die Hersteller gewahrleisten durch geeignete Verfahren, dass bei Serienfertigung stets die Konformitit sichergestellt
ist. Anderungen am Entwurf der Schiffsausriistung oder an ihren Merkmalen sowie Anderungen der Anforderungen der
internationalen Instrumente nach Artikel 4, anhand deren die Konformitit von Schiffsausriistung erkldrt wird, werden
beriicksichtigt. Ist dies nach Anhang II erforderlich, lassen die Hersteller eine neue Konformititsbewertung durchfithren.

(6) Die Hersteller gewdahrleisten, dass ihre Produkte eine Typen-, Chargen- oder Seriennummer oder ein anderes
Kennzeichen zu ihrer Identifikation tragen oder, falls dies aufgrund der Groe oder Art des Produkts nicht méglich
ist, dass die erforderlichen Informationen auf der Verpackung oder, soweit angemessen, in den dem Produkt beigefiigten
Unterlagen oder auf bzw. in beiden angegeben werden.

(7)  Die Hersteller geben ihren Namen, ihren eingetragenen Handelsnamen oder ihre eingetragene Handelsmarke und
ihre Kontaktanschrift entweder auf dem Produkt selbst oder, wenn dies nicht moglich ist, auf der Verpackung oder in den
dem Produkt beigeftigten Unterlagen oder, soweit angemessen, auf bzw. in beiden an. In der Anschrift muss eine zentrale
Stelle angegeben sein, unter der der Hersteller kontaktiert werden kann.

(8)  Die Hersteller gewahrleisten, dass dem Produkt Anleitungen und alle erforderlichen Informationen fiir die sichere
Installation an Bord und die sichere Verwendung des Produkts, auch hinsichtlich eventueller Beschrankungen der Ver-
wendung, beiliegen, die fiir den Benutzer leicht verstindlich sind, sowie alle anderen aufgrund der internationalen
Instrumente oder Priifnormen vorgeschriebenen Unterlagen.

(9)  Hersteller, die der Auffassung sind oder Grund zu der Annahme haben, dass ein Produkt, auf dem sie das
Steuerrad-Kennzeichen angebracht haben, nicht den geltenden, nach Artikel 35 Absitze 2 und 3 umgesetzten Anforde-
rungen hinsichtlich Entwurf, Bau und Leistung und Priifnormen entspricht, ergreifen unverziiglich die erforderlichen
Korrekturmafinahmen, um die Konformitit dieses Produkts herzustellen, es gegebenenfalls vom Markt zu nehmen
oder zuriickzurufen. Auerdem unterrichten die Hersteller, wenn mit dem Produkt Gefahren verbunden sind, unverziig-
lich die zustindigen nationalen Behorden der Mitgliedstaaten dariiber und machen dabei ausfithrliche Angaben, ins-
besondere iiber die Nichtkonformitdt und die ergriffenen Korrekturmanahmen.
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(10)  Die Hersteller hiandigen einer zustindigen Behorde auf deren begriindetes Verlangen umgehend alle Informationen
und Unterlagen, die fur den Nachweis der Konformitdt des Produkts erforderlich sind, in einer fiir diese Behorde leicht
verstindlichen oder annehmbaren Sprache aus, gewihren dieser Behorde entsprechend Artikel 19 der Verordnung (EG)
Nr. 765/2008 Zugang zu ihren Raumlichkeiten fiir Marktiiberwachungsmafinahmen und stellen gemafl Artikel 25 Absatz
4 der vorliegenden Richtlinie Produktmuster bereit oder gewihren Zugang zu den Mustern. Sie kooperieren mit dieser
Behorde auf deren Verlangen bei allen Mafinahmen zur Abwendung von Gefahren, die mit Produkten verbunden sind, die
sie in Verkehr gebracht haben.

Artikel 13
Bevollmichtigte

(1)  Ein Hersteller, der seinen Sitz nicht im Gebiet mindestens eines Mitgliedstaats hat, benennt schriftlich einen
Bevollmichtigten fur die Union; in dem betreffenden Auftrag sind der Name und die Kontaktanschrift des Bevollmich-
tigten anzugeben.

(2)  Die Erfullung der Pflichten nach Artikel 12 Absatz 1 und die Erstellung der technischen Unterlagen sind nicht Teil
des Auftrags eines Bevollmichtigten.

(3)  Ein Bevollmichtigter nimmt die Aufgaben wahr, die im Auftrag des Herstellers festgelegt sind. Der Auftrag muss
dem Bevollmichtigten gestatten, mindestens folgende Aufgaben wahrzunehmen:

a) Bereithaltung der EU-Konformititserklirung und der technischen Unterlagen fiir die nationalen Uberwachungsbehor-
den fiir mindestens zehn Jahre nach Anbringung des Steuerrad-Kennzeichens; wobei die Bereithaltungsdauer in keinem
Fall kiirzer sein darf als die erwartete Lebensdauer der betreffenden Schiffsausriistung;

b) auf begriindetes Verlangen einer zustindigen Behorde Aushdndigung aller erforderlichen Informationen und Unterla-
gen zum Nachweis der Konformitit eines Produkts an diese Behorde;

¢) auf Verlangen der zustindigen Behorden Kooperation bei allen Manahmen zur Abwendung der Gefahren, die mit
Produkten verbunden sind, die zu seinem Aufgabenbereich gehoren.

Artikel 14
Sonstige Wirtschaftsakteure

(1)  Die Einfithrer geben ihren Namen, ihren eingetragenen Handelsnamen oder ihre eingetragene Handelsmarke und
ihre Kontaktanschrift auf dem Produkt selbst oder, wenn dies nicht mdglich ist, auf der Verpackung oder in den dem
Produkt beigefiigten Unterlagen oder, soweit angemessen, auf bzw. in beiden an.

(2)  Einfithrer und Hindler hidndigen einer zustindigen Behorde auf deren begriindetes Verlangen alle Informationen
und Unterlagen, die fur den Nachweis der Konformitdt des Produkts erforderlich sind, in einer fiir diese Behorde leicht
verstandlichen oder annehmbaren Sprache aus. Sie kooperieren mit dieser Behorde auf deren Verlangen bei allen Maf-
nahmen zur Abwendung von Gefahren, die mit Produkten verbunden sind, die sie in Verkehr gebracht haben.

(3)  Ein Einfithrer oder Handler gilt als Hersteller fiir die Zwecke dieser Richtlinie und unterliegt den Pflichten des
Herstellers nach Artikel 12, wenn er Schiffsausriistung unter seinem eigenen Namen oder seiner eigenen Handelsmarke in
Verkehr bringt oder ein EU-Schiff damit ausstattet oder bereits auf dem Markt befindliche Schiffsausriistung so verdndert,
dass die Konformitit mit den geltenden Anforderungen beeintrichtigt werden kann.
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(4)  Wahrend eines Zeitraums von mindestens zehn Jahren nach Anbringung des Steuerrad-Kennzeichens — wobei der
Zeitraum keinesfalls kiirzer sein darf als die erwartete Lebensdauer der betreffenden Schiffsausriistung — miissen die
Wirtschaftsakteure den Marktiiberwachungsbehorden auf Verlangen Folgendes angeben:

a) alle Wirtschaftsakteure, von denen sie ein Produkt bezogen haben;

b) alle Wirtschaftsakteure, an die sie ein Produkt abgegeben haben.

KAPITEL 4
KONFORMITATSBEWERTUNG UND NOTIFIZIERUNG VON KONFORMITATSBEWERTUNGSSTELLEN

Artikel 15
Konformititsbewertungsverfahren

(1)  Die Konformititsbewertungsverfahren sind in Anhang II festgelegt.

(2)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Hersteller oder der Bevollmichtigte des Herstellers im Hinblick auf die
von einer notifizierten Stelle durchzufithrende Konformitatsbewertung fiir einen spezifischen Gegenstand der Schiffsaus-
riistung auf eine der Optionen zuriickgreift, die die Kommission durch Durchfithrungsrechtsakte vorgibt, die sie gemif
dem in Artikel 38 Absatz 2 genannten Priifverfahren erldsst, wobei er eines der folgenden Verfahren wiahlen kann:

a) EG-Baumusterpriifung (Modul B) — in diesem Fall sind folgende Priifungen erforderlich, bevor Schiffsausriistung in
Verkehr gebracht werden kann:

— Qualitédtssicherung Produktion (Modul D) oder

— Qualitétssicherung Produkt (Modul E) oder

— Priifung der Produkte (Modul F).

b) Wird die Schiffsausriistung in Einzelanfertigung oder in kleinen Mengen und nicht in Serie oder in Massenfertigung
hergestellt, so kann das Konformititsbewertungsverfahren in einer EG-Einzelpriifung bestehen (Modul G).

(3)  Die Kommission fithrt mittels des fiir diesen Zweck bereitgestellten Informationssystems eine aktuelle Liste zu-
gelassener Schiffsausriistung sowie widerrufener oder abgelehnter Antrage und macht diese Liste interessierten Beteiligten
zuginglich.

Artikel 16
EU-Konformititserklirung

(1)  Die EU-Konformititserklirung besagt, dass die Erfilllung der entsprechend Artikel 4 festgelegten Anforderungen
nachgewiesen wurde.

(2)  Die EU-Konformititserklarung entspricht in ihrem Aufbau dem Muster in Anhang III des Beschlusses Nr. 768/
2008/EG. Sie enthilt die in den einschldgigen Modulen in Anhang II dieser Richtlinie angegebenen Elemente und wird auf
dem neuesten Stand gehalten.

(3)  Mit der Ausstellung der EU-Konformititserkldrung iibernimmt der Hersteller die Verantwortung und die Pflichten
nach Artikel 12 Absatz 1.
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(4)  Wenn ein EU-Schiff mit Schiffsausriistung ausgestattet wird, ist eine Kopie der EU-Konformititserklarung fiir die
betreffende Ausriistung auszustellen und an Bord mitzufithren, bis die betreffende Ausriistung von dem Schiff entfernt
wird. Sie ist vom Hersteller in die Sprache(n) zu ibersetzen, die der Flaggenmitgliedstaat vorschreibt, darunter in
mindestens eine Sprache, die im Seeverkehrssektor tiblicherweise verwendet wird.

(5)  Eine Kopie der EU-Konformititserklarung ist der notifizierten Stelle oder den Stellen zu tbermitteln, die die
einschldgigen Konformitdtsbewertungsverfahren durchgefithrt hat/haben.

Artikel 17
Notifizierung von Konformititsbewertungsstellen

(1)  Die Mitgliedstaaten notifizieren der Kommission und den iibrigen Mitgliedstaaten mittels des von der Kommission
fur diesen Zweck bereitgestellten Informationssystems die Stellen, die befugt sind, Konformititsbewertungsaufgaben
gemif dieser Richtlinie wahrzunehmen.

(2)  Notifizierte Stellen miissen die Anforderungen des Anhangs III erfiillen.

Artikel 18
Notifizierende Behorden

(1)  Die Mitgliedstaaten benennen eine notifizierende Behorde, die fiir die Einrichtung und Durchfithrung der erforder-
lichen Verfahren fiir die Bewertung und Notifizierung von Konformititsbewertungsstellen und fiir die Uberpriifung der
notifizierten Stellen, einschlieflich der Einhaltung von Artikel 20, zustindig ist.

(2)  Notifizierte Stellen sind mindestens alle zwei Jahre zu iiberpriifen. Die Kommission kann als Beobachter am
Uberpriifungsverfahren teilnehmen.

(3)  Die Mitgliedstaaten konnen entscheiden, dass die Bewertung und die Uberpriifung nach Absatz 1 von einer
nationalen Akkreditierungsstelle auszufiihren sind.

(4)  Falls die notifizierende Behorde die in Absatz 1 genannte Bewertung, Notifizierung oder Uberpriifung an eine nicht
hoheitliche Stelle delegiert oder ihr auf andere Weise tibertragt, so muss diese Stelle eine juristische Person sein und den
Anforderungen des Anhangs V entsprechend geniigen. Auferdem muss diese Stelle Vorsorge zur Deckung von aus ihrer
Tatigkeit entstehendem Haftungsanspruch treffen.

(5)  Die notifizierende Behorde trigt die volle Verantwortung fiir die Arbeiten, die von der in Absatz 4 genannten Stelle
ausgefiihrt werden.

(6)  Die notifizierende Behorde muss die Anforderungen des Anhangs V erfiillen.

Artikel 19
Informationspflichten der notifizierenden Behorden

(1) Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission iiber seine Verfahren zur Bewertung und Notifizierung von Kon-
formitdtsbewertungsstellen und zur Uberpriifung solcher Stellen sowie iiber diesbeziigliche Anderungen.

(2)  Die Kommission macht diese Informationen mittels des fiir diesen Zweck bereitgestellten Informationssystems der
Offentlichkeit zuganglich.
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Artikel 20
Zweigunternehmen von notifizierten Stellen und Vergabe von Unterauftrigen

(1)  Vergibt die notifizierte Stelle bestimmte mit der Konformititsbewertung verbundene Aufgaben an Unterauftrag-
nehmer oder iibertrigt sie diese einem Zweigunternehmen, so stellt sie sicher, dass der Unterauftragnehmer oder das
Zweigunternechmen die Anforderungen des Anhangs III erfiillt, und unterrichtet die notifizierende Behérde entsprechend.

(2)  Die notifizierten Stellen tragen die volle Verantwortung fiir die Arbeiten, die von Unterauftragnehmern oder
Zweigunternehmen ausgefithrt werden, unabhingig davon, wo diese niedergelassen sind.

(3)  Arbeiten diirfen nur mit Zustimmung des Kunden an einen Unterauftragnehmer vergeben oder einem Zweig-
unternehmen {ibertragen werden.

(4)  Die notifizierten Stellen halten die einschldgigen Unterlagen iiber die Bewertung der Qualifikation des Unterauf-
tragnehmers oder des Zweigunternehmens und die von dem Unterauftragnehmer oder dem Tochterunternehmens gemaf3
dieser Richtlinie ausgefiihrten Arbeiten fiir die notifizierende Behérde bereit.

Artikel 21
Anderungen der Notifizierungen

(1)  Falls eine notifizierende Behorde feststellt oder dariiber unterrichtet wird, dass eine notifizierte Stelle die in Anhang
Il genannten Anforderungen nicht mehr erfillt oder dass sie ihren Pflichten aus dieser Richtlinie nicht nachkommt, so
schrinkt sie, je nachdem wie schwerwiegend die Nichterfullung der Anforderungen oder der Pflichten ist, die Notifizie-
rung ein, setzt sie aus oder widerruft sie. Sie unterrichtet mittels des von der Kommission fiir diesen Zweck bereit-
gestellten Informationssystems unverziiglich die Kommission und die iibrigen Mitgliedstaaten dariiber.

(2)  Bei Einschrinkung, Aussetzung oder Widerruf der Notifizierung oder wenn die notifizierte Stelle ihre Tatigkeit
einstellt, ergreift der notifizierende Mitgliedstaat die geeigneten Mafnahmen, um zu gewdahrleisten, dass die Akten dieser
Stelle von einer anderen notifizierten Stelle weiterbearbeitet bzw. fiir die zustindigen notifizierenden Behérden und
Marktiiberwachungsbehorden auf deren Verlangen bereitgehalten werden.

Artikel 22
Anfechtung der Kompetenz von notifizierten Stellen

(1)  Die Kommission untersucht alle Fille, in denen sie aufgrund der ihr vorliegenden oder ihr zur Kenntnis gebrachten
Informationen die Kompetenz einer notifizierten Stelle oder die dauerhafte Erfullung der entsprechenden Anforderungen
und Pflichten aus dieser Richtlinie durch eine notifizierte Stelle anzweifelt.

(2)  Der notifizierende Mitgliedstaat erteilt der Kommission auf Verlangen sidmtliche Auskiinfte iiber die Grundlage fiir
die Notifizierung oder die Erhaltung der Kompetenz der betreffenden Stelle.

(3)  Die Kommission stellt sicher, dass alle im Verlauf ihrer Untersuchungen erlangten sensiblen Informationen ver-
traulich behandelt werden.

(4)  Stellt die Kommission fest, dass eine notifizierte Stelle die Voraussetzungen fiir ihre Notifizierung nicht oder nicht
mehr erfullt, setzt sie den notifizierenden Mitgliedstaat unverziiglich davon in Kenntnis und fordert ihn auf, unverziiglich
die erforderlichen Korrekturmanahmen zu treffen, einschlieflich eines Widerrufs der Notifizierung, sofern dies nétig ist.

Artikel 23
Pflichten der notifizierten Stelle in Bezug auf ihre Titigkeit

(1)  Die notifizierten Stellen fithren die Konformititsbewertung im Einklang mit den Verfahren nach Artikel 15 durch
oder lassen sie durchfiihren.
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(2)  Stellt eine notifizierte Stelle fest, dass ein Hersteller die in Artikel 12 festgelegten Pflichten nicht erfullt hat, so
fordert sie den Hersteller auf, unverziiglich angemessene Korrekturmaflnahmen zu ergreifen, und stellt keine Konfor-
mitdtsbescheinigung aus.

(3) Hat eine notifizierte Stelle bereits eine Konformititsbescheinigung ausgestellt und stellt im Rahmen der Uber-
wachung der Konformitit fest, dass das Produkt die Anforderungen nicht mehr erfullt, so fordert sie den Hersteller
auf, unverziiglich angemessene Korrekturmafnahmen zu ergreifen, und setzt die Bescheinigung falls notig aus oder
widerruft sie. Werden keine Korrekturmafinahmen ergriffen oder zeigen sie nicht die notige Wirkung, so schrinkt die
notifizierte Stelle die Bescheinigung ein, setzt sie aus bzw. widerruft sie, je nachdem, was angemessen ist.

Artikel 24
Pflichten der notifizierten Stellen Informationen bereitzustellen

(1)  Die notifizierten Stellen melden der notifizierenden Behorde

a) alle Fille von Verweigerung, Einschrinkung, Aussetzung oder Widerruf einer Konformititsbescheinigung,

b) alle Umstinde, die Folgen fiir den Anwendungsbereich und die Bedingungen der Notifizierung haben,

¢) jedes Auskunftsersuchen iiber Konformititsbewertungstitigkeiten, das sie von den Marktiiberwachungsbehérden er-
halten haben,

d) auf Verlangen, welchen Konformititsbewertungstitigkeiten sie im Geltungsbereich ihrer Notifizierung nachgegangen
sind und welche anderen Tatigkeiten, einschlieSlich grenziiberschreitender Tatigkeiten und Vergabe von Unterauftra-
gen, sie ausgefithrt haben.

(2)  Die notifizierten Stellen tibermitteln der Kommission und den Mitgliedstaaten auf Verlangen einschldgige Informa-
tionen iber negative und positive Ergebnisse von Konformitidtsbewertungen. Die notifizierten Stellen ibermitteln den
iibrigen notifizierten Stellen, die Konformitdtsbewertungen fiir dieselben Produkte erstellen, Informationen iiber negative
und auf Verlangen auch iiber positive Ergebnisse von Konformititsbewertungen.

KAPITEL 5
UBERWACHUNG DES UNIONSMARKTS, KONTROLLE DER PRODUKTE UND SCHUTZKLAUSELN

Artikel 25
Rahmen fiir die Uberwachung des EU-Marktes

(1)  Die Mitgliedstaaten iiberwachen den Markt fiir Schiffsausriistung im Einklang mit dem Rechtsrahmen fiir die
Uberwachung des EU-Marktes, der in Kapitel III der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 festgelegt ist, unter Beriicksichtigung
der Absdtze 2 und 3.

(2)  Die nationalen Infrastrukturen und Programme fiir die Marktiiberwachung miissen den Besonderheiten des Schiffs-
ausriistungssektors — einschlieflich der verschiedenen Verfahren, die als Teil der Konformititsbewertung durchgefithrt
werden — Rechnung tragen, insbesondere den Verantwortlichkeiten, die der Verwaltung des Flaggenstaats durch die
internationalen Ubereinkommen auferlegt werden.

(3)  Im Rahmen der Marktiiberwachung konnen auch Unterlagen und Schiffsausriistung, die mit dem Steuerrad-Kenn-
zeichen versehen ist, iberpriift werden, unabhingig davon, ob sich die Ausriistung an Bord von Schiffen befindet.
Uberpriifungen bereits an Bord befindlicher Schiffsausriistung sind auf Untersuchungen zu beschrinken, die durchgefiihrt
werden konnen, ohne die Funktion der Ausriistung an Bord zu beeintrichtigen.
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(4)  Beabsichtigen die Marktiiberwachungsbehorden eines Mitgliedstaats im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 765/2008,
Stichprobenkontrollen vorzunehmen, so konnen sie, wenn dies angemessen und praktisch moglich ist, den Hersteller
auffordern, die erforderlichen Produktmuster bereitzustellen oder auf Kosten des Herstellers vor Ort Zugang zu den
Mustern zu gewéhren.

Artikel 26
Verfahren zur Behandlung von Schiffsausriistung, mit der eine Gefahr verbunden ist, auf nationaler Ebene

(I)  Haben die Marktiiberwachungsbehérden eines Mitgliedstaats im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 hinrei-
chenden Grund zu der Annahme, dass in dieser Richtlinie geregelte Schiffsausriistung eine Gefahr fiir die Seeverkehrs-
sicherheit, die Gesundheit oder die Umwelt darstellt, so beurteilen sie, ob die betreffende Schiffsausriistung alle in dieser
Richtlinie festgelegten Anforderungen erfiillt. Die betreffenden Wirtschaftsakteure arbeiten im erforderlichen Umfang mit
den Marktiiberwachungsbehorden zusammen.

Gelangen die Marktiiberwachungsbehorden im Verlauf dieser Beurteilung zu dem Ergebnis, dass die Schiffsausriistung die
Anforderungen dieser Richtlinie nicht erfullt, so fordern sie unverziiglich den betreffenden Wirtschaftsakteur dazu auf,
innerhalb einer der Art der Gefahr angemessenen, vertretbaren Frist, die sie vorschreiben konnen, alle geeigneten
Korrekturmafnahmen zu ergreifen, um die Ubereinstimmung der Schiffsausriistung mit diesen Anforderungen herzu-
stellen, sie vom Markt zu nehmen oder sie zuriickzurufen.

Die Marktiiberwachungsbehorden unterrichten die zustindige notifizierte Stelle entsprechend.

Fir die in Unterabsatz 2 genannten Mafnahmen gilt Artikel 21 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008.

(2)  Sind die Marktiiberwachungsbehorden der Auffassung, dass sich die Nichtkonformitit nicht auf das Hoheitsgebiet
des Mitgliedstaats oder auf Schiffe unter seiner Flagge beschrinkt, so unterrichten sie die Kommission und die iibrigen
Mitgliedstaaten mittels des von der Kommission zum Zweck der Marktiiberwachung bereitgestellten Informationssystems
tiber die Ergebnisse der gemifs Absatz 1 durchgefiihrten Beurteilung und iiber die Mafinahmen, zu denen sie den
Wirtschaftsakteur aufgefordert haben.

(3)  Der Wirtschaftsakteur gewdhrleistet, dass alle geeigneten Korrekturmaflnahmen, die er ergreift, sich auf simtliche
betroffenen Produkte erstrecken, die er in der Union auf dem Markt bereitgestellt hat, bezichungsweise erforderlichenfalls
auf Produkte, mit denen EU-Schiffe ausgestattet wurden oder die fur die Ausstattung von solchen Schiffen bereitgestellt
wurden.

(4)  Ergreift der betreffende Wirtschaftsakteur innerhalb der von den Marktiiberwachungsbehorden im Einklang mit
Absatz 1 Unterabsatz 2 festgelegten Frist keine angemessenen Korrekturmaffnahmen oder erfillt er in anderer Weise seine
Verpflichtungen aufgrund dieser Richtlinie nicht, so treffen die Marktiiberwachungsbehéorden alle angemessenen vorliu-
figen Maflnahmen, um die Bereitstellung der Schiffsausriistung auf ihrem nationalen Markt oder die Ausstattung der
Schiffe unter ihrer Flagge damit zu untersagen oder einzuschrinken, das Produkt vom Markt zu nehmen oder es
zuriickzurufen.

Die Marktiiberwachungsbehorden unterrichten die Kommission und die tibrigen Mitgliedstaaten unverziiglich tiber diese
Mafnahmen.

(5)  Aus den Informationen iiber die in Absatz 4 genannten Mafnahmen der Marktiiberwachungsbehorden miissen alle
verfiigharen Angaben hervorgehen, insbesondere die fiir die Identifizierung der nichtkonformen Schiffsausriistung erfor-
derlichen Daten, die Herkunft des Produkts, die Art der behaupteten Nichtkonformitit und der Gefahr sowie die Art und
Dauer der ergriffenen nationalen Mafnahmen und die Argumente des betreffenden Wirtschaftsakteurs. Die Marktiiber-
wachungsbehorden geben insbesondere an, ob die Nichtkonformitét auf eine der folgenden Ursachen zuriickzufithren ist:

a) die Schiffsausriistung erfiillt nicht die nach Artikel 4 vorgeschriebenen Anforderungen hinsichtlich Entwurf, Bau und
Leistung;
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b) im Zuge des Konformititsbewertungsverfahrens wurden die Priffnormen nach Artikel 4 nicht erfiillt;

¢) Mingel in diesen Priifnormen selbst.

(6)  Die anderen Mitgliedstaaten aufer jenem, der das Verfahren eingeleitet hat, unterrichten die Kommission und die
tibrigen Mitgliedstaaten unverziiglich iiber alle erlassenen Mafinahmen und jede weitere ihnen vorliegende Information
iiber die Nichtkonformitit der betreffenden Schiffsausriistung sowie, falls sie der gemeldeten nationalen Maffnahme nicht
zustimmen, iiber ihre Einwinde.

(7)  Erhebt weder ein Mitgliedstaat noch die Kommission innerhalb von vier Monaten nach Erhalt der Informationen
tiber die in Absatz 4 genannten Mafnahmen der Marktiiberwachungsbehorden einen Einwand gegen eine vorldufige
Mafinahme eines Mitgliedstaats, so gilt diese Malnahme als gerechtfertigt.

(8)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass unverziiglich geeignete restriktive Mafnahmen hinsichtlich der betreffenden
Schiffsausriistung ergriffen werden, wie etwa die Riicknahme des Produkts von ihrem Markt.

Artikel 27
EU-Schutzklauselverfahren

(1)  Wurden nach Abschluss des Verfahrens gemafS Artikel 26 Absitze 3 und 4 Einwéinde gegen eine Maflnahme eines
Mitgliedstaats erhoben oder ist die Kommission der Auffassung, dass diese nationale Mafnahme moglicherweise nicht mit
dem Unionsrecht vereinbar ist, so konsultiert die Kommission unverziiglich die Mitgliedstaaten und den bzw. die
betreffenden Wirtschaftsakteure und nimmt eine Beurteilung der entsprechenden nationalen Mafnahme vor. Anhand
der Ergebnisse dieser Beurteilung entscheidet die Kommission, ob die entsprechende nationale Manahme gerechtfertigt ist
oder nicht.

(2)  Hat sich die Kommission fiir die Zwecke des Absatzes 1 davon iiberzeugt, dass das bei der Festlegung der
nationalen Mafinahme angewandte Verfahren angemessen ist, die Gefahr umfassend und objektiv zu bewerten, und
dass die nationale Malnahme dem Artikels 21 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 entspricht, so kann sie sich auf die
Uberpriifung beschrinken, ob die nationale MaRnahme hinsichtlich der genannten Gefahr angemessen und verhaltnis-
mafig ist.

(3)  Die Kommission richtet ihren Beschluss an alle Mitgliedstaaten und iibermittelt ithn unverziiglich allen Mitglied-
staaten und dem betreffenden Wirtschaftsakteur bzw. den betreffenden Wirtschaftsakteuren.

(4)  Wird die entsprechende nationale Mafinahme als gerechtfertigt erachtet, so ergreifen alle Mitgliedstaaten die er-
forderlichen Mafinahmen, um zu gewihrleisten, dass die nichtkonforme Schiffsausriistung von ihrem Markt genommen
und erforderlichenfalls zuriickgerufen wird. Sie unterrichten die Kommission entsprechend.

(5)  Wird die entsprechende nationale Mafinahme als nicht gerechtfertigt erachtet, so muss der betreffende Mitgliedstaat
sie zuriicknehmen.

(6)  Wird die Nichtkonformitat der Schiffsausriistung auf Méngel in den Priifnormen nach Artikel 4 zuriickgefithrt, so
kann die Kommission eine nationale Schutzmafnahme im Wege von Durchfithrungsrechtsakten, die gemdff dem in
Artikel 38 Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen werden, bestitigen, dndern oder aufheben, um das Ziel dieser
Richtlinie zu erreichen.

Ferner wird der Kommission die Befugnis tibertragen, im Wege delegierter Rechtsakte gemafl dem in Artikel 37 ge-
nannten Verfahren vorldufige harmonisierte Anforderungen und Priifnormen fiir diesen spezifischen Gegenstand der
Schiffsausriistung festzulegen. Die in Artikel 8 Absatz 3 festgelegten Kriterien gelten entsprechend. Diese Anforderungen
und Priifnormen werden von der Kommission kostenfrei zuginglich gemacht.
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(7)  Handelt es sich bei der betreffenden Priifnorm um eine europdische Norm, so unterrichtet die Kommission das
bzw. die entsprechenden europiischen Normungsgremien und befasst den mit Artikel 5 der Richtlinie 98/34/EG einge-
setzten Ausschuss mit dieser Angelegenheit. Dieser Ausschuss konsultiert das bzw. die entsprechenden europiischen
Normungsgremien und nimmt dazu umgehend Stellung.

Artikel 28
Gefihrdung der Seeverkehrssicherheit, der Gesundheit oder der Umwelt durch konforme Produkte

(1)  Stellt ein Mitgliedstaat nach einer Beurteilung gemifl Artikel 26 Absatz 1 fest, dass Schiffsausriistung, die die
Vorschriften dieser Richtlinie erfiillt, dennoch eine Gefahr fur die Seeverkehrssicherheit, fur die Gesundheit oder fiir die
Umwelt darstellt, so fordert er den betreffenden Wirtschaftsakteur dazu auf, innerhalb einer der Art der Gefahr an-
gemessenen, vertretbaren Frist, die er vorschreiben kann, alle geeigneten Mafnahmen zu ergreifen, um daftr zu sorgen,
dass von der betreffenden Schiffsausriistung bei ihrem Inverkehrbringen diese Gefahr nicht mehr ausgeht oder dass sie
vom Markt genommen oder zuriickgerufen wird.

(2)  Der Wirtschaftsakteur gewihrleistet, dass die Korrekturmaflnahmen, die ergriffen werden, sich auf simtliche be-

troffenen Produkte erstrecken, die er in der Union auf dem Markt bereitgestellt oder mit denen er EU-Schiffe ausgestattet
hat.

(3)  Der Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission und die anderen Mitgliedstaaten unverziiglich. Aus den bereitgestell-
ten Informationen gehen alle verfiigbaren Angaben hervor, insbesondere die fur die Identifizierung der betreffenden
Schiffsausriistung erforderlichen Daten, ihre Herkunft, ihre Lieferkette, die Art der Gefahr sowie die Art und Dauer der
ergriffenen nationalen Mafnahmen.

(4)  Die Kommission konsultiert unverziiglich die Mitgliedstaaten und den betreffenden Wirtschaftsakteur bzw. die
betreffenden Wirtschaftsakteure und nimmt eine Beurteilung der ergriffenen nationalen Maffnahmen vor. Anhand der
Ergebnisse dieser Beurteilung beschliefSt die Kommission, ob die Malnahmen gerechtfertigt sind oder nicht, und schldgt,
soweit erforderlich, geeignete Malnahmen vor; fiir diese Zwecke gilt Artikel 27 Absatz 2 entsprechend.

(5) Die Kommission richtet ihren Beschluss an alle Mitgliedstaaten und iibermittelt ihn unverziiglich allen Mitglied-
staaten und dem bzw. den betreffenden Wirtschaftsakteuren.

Artikel 29
Formale Nichtkonformitit

(I)  Unbeschadet des Artikels 26 fordert ein Mitgliedstaat den betroffenen Wirtschaftsakteur dazu auf, die betreffende
Nichtkonformitit zu korrigieren, wenn er einen der folgenden Fille feststellt:

a) das Steuerrad-Kennzeichen wurde unter Verstofl gegen Artikel 9 oder Artikel 10 angebracht;

b) das Steuerrad-Kennzeichen wurde nicht angebracht;

¢) die EU-Konformititserklarung wurde nicht ausgestellt;

d) die EU-Konformititserklirung wurde nicht korrekt ausgestellt;

e) die technischen Unterlagen sind entweder nicht verfigbar oder unvollstindig;

f) die EU-Konformititserklarung wurde nicht an das Schiff gesandt.

(2)  Besteht die Nichtkonformitdt gemafl Absatz 1 weiter, so trifft der betroffene Mitgliedstaat alle geeigneten Maf3-
nahmen, um die Bereitstellung der Schiffsausriistung auf dem Markt einzuschrinken oder zu untersagen oder um dafiir zu
sorgen, dass sie zuriickgerufen oder vom Markt genommen wird.
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Artikel 30
Ausnahmen aufgrund technischer Neuerungen

(I) Im Falle technischer Neuerungen kann die Verwaltung des Flaggenstaats ausnahmsweise die Installation von
Schiffsausriistung an Bord eines EU-Schiffs zulassen, die nicht den Konformititsbewertungsverfahren entspricht, wenn
sie sich durch Versuche oder auf andere Art und Weise hinreichend davon iiberzeugt hat, dass diese Ausriistung die Ziele
dieser Richtlinie erfullt.

(2)  Bei den Versuchsverfahren darf keinerlei Unterschied zwischen im Flaggenmitgliedstaat selbst und in anderen
Staaten hergestellter Schiffsausriistung gemacht werden.

(3)  Der Flaggenmitgliedstaat stellt fiir Schiffsausriistung, fiir die dieser Artikel gilt, eine Bescheinigung aus, die stets mit
der Ausriistung mitgefithrt werden muss und die die Genehmigung des Flaggenmitgliedstaats zur Installation der Aus-
riistung auf dem Schiff und etwaige Einschrinkungen oder Bestimmungen fiir deren Verwendung enthilt.

(4)  Gestattet ein Mitgliedstaat die Ausstattung eines EU-Schiffs mit Schiffsausriistung, fir die dieser Artikel gilt, so
benachrichtigt der Mitgliedstaat unverziiglich die Kommission und die anderen Mitgliedstaaten davon und legt die
Berichte iber alle einschligigen Versuche, Bewertungen und Konformititsbewertungsverfahren vor.

(5)  Ist die Kommission der Ansicht, dass die Bedingungen des Absatzes 1 nicht erfullt sind, so kann sie innerhalb von
12 Monaten nach Eingang der Mitteilung nach Artikel 4 den betroffenen Mitgliedstaat auffordern, die erteilte Genehmi-
gung innerhalb einer festgesetzten Frist zuriickzuziehen. Zu diesem Zweck wird die Kommission im Wege von Durch-
fithrungsrechtsakten titig. Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden gemifl dem in Artikel 38 Absatz 2 genannten Priif-
verfahren erlassen.

(6)  Wird ein Schiff mit Schiffsausriistung, die unter Absatz 1 fillt, in einem anderen Mitgliedstaat registriert, so kann
der einflaggende Mitgliedstaat die erforderlichen Mafinahmen treffen, um sich unter anderem durch Versuche oder
praktische Vorfithrungen davon zu iiberzeugen, dass diese Ausriistung mindestens genauso wirksam ist wie Ausriistung,
die den Konformititsbewertungsverfahren entspricht.

Artikel 31
Ausnahmen fiir Versuchs- oder Erprobungszwecke

Die Verwaltung eines Flaggenstaats darf die Ausstattung eines EU-Schiffs mit Schiffsausriistung, die nicht den Konfor-
mitdtsbewertungsverfahren entspricht oder die nicht unter Artikel 30 fillt, aus Versuchs- oder Erprobungsgriinden
gestatten, wenn alle folgenden Bedingungen erfiillt sind:

a) Der Flaggenmitgliedstaat stellt fiir die Schiffsausriistung eine Bescheinigung aus, die stets mit der Ausriistung mit-
gefuhrt werden muss und die Genehmigung dieses Mitgliedstaats zur Ausstattung des EU-Schiffs mit dieser Schiffs-
ausriistung sowie alle erforderlichen Einschrinkungen oder andere angemessene Bestimmungen fiir die Verwendung
der betreffenden Ausriistung enthilt;

b) die Genehmigung ist auf den Zeitraum zu befristen, den der Flaggenstaat fiir notwendig erachtet, um die Versuche
abzuschliefen; dieser Zeitraum sollte so kurz wie moglich sein;

¢) die Schiffsausriistung darf nicht anstelle einer Ausriistung, die den Anforderungen dieser Richtlinie geniigt, verwendet
werden und darf eine solche Ausriistung nicht ersetzen; diese muss an Bord des EU-Schiffs bleiben und sich in
funktionsfahigem und unmittelbar einsatzbereitem Zustand befinden.
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Artikel 32
Ausnahmen im Falle auflergewodhnlicher Umstinde

(I)  Muss Schiffsausriistung in einem Hafen auflerhalb der Union ersetzt werden, so kann in gegeniiber der Verwaltung
des Flaggenstaats hinreichend zu begriindenden Ausnahmefillen, in denen es aus Zeit- und Kostengriinden nicht maoglich
ist, das Schiff mit Ausriistung auszustatten, die das Steuerrad-Kennzeichen trigt, das Schiff vorbehaltlich der Absitze 2 bis
4 mit anderer Schiffsausriistung an Bord ausgestattet werden.

(2)  Der Schiffsausriistung, mit der das Schiff ausgestattet wird, ist ein von einem Mitgliedstaat der IMO, der Vertrags-
partei der einschligigen Ubereinkommen ist, ausgestelltes Dokument beizuftigen, durch das die Ubereinstimmung mit den
einschliagigen Anforderungen der IMO bescheinigt wird.

(3) Die Verwaltung des Flaggenstaats ist sofort von der Art und den Merkmalen einer solchen anderen Schiffsaus-
ristung in Kenntnis zu setzen.

(4)  Die Verwaltung des Flaggenstaats stellt so bald wie maoglich sicher, dass die unter Absatz 1 fallende Schiffsaus-
riistung nebst ihren Priffunterlagen den einschligigen Anforderungen der internationalen Instrumente und dieser Richt-
linie entspricht.

(5)  Wurde nachgewiesen, dass eine spezifische Schiffsausriistung, die das Steuerrad-Kennzeichen tragt, auf dem Markt
nicht verfugbar ist, so kann der Flaggen-Mitgliedstaat vorbehaltlich der Absitze 6 bis 8 die die Ausstattung des Schiffs mit
anderer Schiffsausriistung zulassen.

(6)  Die zugelassene Ausriistung muss so weit wie moglich den Anforderungen und Priifnormen nach Artikel 4 ent-
sprechen.

(7)  Der Schiffsausriistung an Bord ist eine vom Flaggenmitgliedstaat oder einem anderen Mitgliedstaat ausgestellte
vorldufige Zulassungsbescheinigung beizufiigen, in der Folgendes aufgefiihrt ist:

a) die mit dem Steuerrad-Kennzeichen versehene Ausriistung, die durch die Ausriistung, fiir die die Bescheinigung erteilt
wurde, ersetzt werden soll;

b) die genauen Umstdnde, unter denen die Zulassungsbescheinigung ausgestellt wurde, insbesondere der Hinweis darauf,
dass die mit dem Steuerrad-Kennzeichen versehene Ausriistung auf dem Markt nicht verfiigbar ist;

¢) die genauen Entwurfs-, Bau- und Leistungsanforderungen, anhand deren die Ausriistung von dem Mitgliedstaat, der die
Bescheinigung ausgestellt hat, zugelassen wurde;

d) gegebenenfalls die bei den einschligigen Genehmigungsverfahren zugrunde gelegten Priifnormen.

(8)  Der Mitgliedstaat, der eine vorldufige Zulassungsbescheinigung ausstellt, unterrichtet davon unverziiglich die Kom-
mission. Sind nach Ansicht der Kommission die Voraussetzungen der Absitze 6 und 7 nicht erfiillt, so kann sie diesen
Mitgliedstaat auffordern, diese Bescheinigung zuriickzuziehen, oder andere geeignete Maffnahmen im Wege von Durch-
fuhrungsrechtsakten ergreifen. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemaff dem in Artikel 38 Absatz 2 genannten
Priifverfahren erlassen.

KAPITEL 6
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 33
Erfahrungsaustausch

Die Kommission organisiert den Erfahrungsaustausch zwischen den nationalen Behérden der Mitgliedstaaten, die fiir die
Notifizierungspolitik zustindig sind, insbesondere in Bezug auf die Marktiiberwachung.
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Artikel 34
Koordinierung der notifizierten Stellen

(1)  Die Kommission sorgt dafiir, dass eine angemessene Koordinierung und Zusammenarbeit zwischen notifizierten
Stellen in Form einer sektoralen Gruppe notifizierter Stellen aufgenommen und weitergefiihrt wird.

(2)  Die Mitgliedstaaten gewahrleisten, dass sich die von ihnen notifizierten Stellen an der Arbeit der sektoralen Gruppe
direkt oder tiber benannte Vertreter beteiligen.

Artikel 35
Durchfithrungsmanahmen

(1)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission mittels des von der Kommission fiir diesen Zweck bereitgestellten
Informationssystems Namen und Kontaktdaten der fur die Durchfithrung dieser Richtlinie zustindigen Behorden mit.
Die Kommission erstellt eine Liste dieser Behorden, aktualisiert sie regelmifig und veroffentlicht sie.

(2)  Die Kommission gibt fiir jeden Gegenstand der Schiffsausriistung, fiir den nach den internationalen Ubereinkom-
men die Zulassung durch die Verwaltung des Flaggenstaats vorgeschrieben ist, die entsprechenden Anforderungen hin-
sichtlich Entwurf, Bau und Leistung sowie die in den internationalen Instrumenten festgelegten Prifnormen mittels
Durchfithrungsrechtsakten an. Bei Erlass dieser Rechtsakte gibt die Kommission ausdriicklich die Zeitpunkte an, ab denen
diese Anforderungen und Priifnormen anzuwenden sind, einschlieflich der diesbeziiglichen Zeitpunkte fiir das Inverkehr-
bringen und die Ausstattung von Schiffen, und zwar im Einklang mit den internationalen Instrumenten und unter
Beriicksichtigung der Zeitraume fiir den Bau von Schiffen. Die Kommission kann aufierdem einheitliche Kriterien und
detaillierte Verfahren fiir ihre Anwendung festlegen.

(3) Die Kommission gibt im Wege von Durchfithrungsrechtsakten neue, in den internationalen Instrumenten vor-
gesehene Entwurfs-, Bau- und Leistungsanforderungen an, die fiir bereits an Bord vorhandene Ausriistung gelten, um
sicherzustellen, dass Ausriistung, die an Bord von EU-Schiffen vorhanden ist, den Bestimmungen der internationalen
Instrumente entspricht.

(4)  Die Kommission erstellt und pflegt eine Datenbank, die mindestens folgende Informationen enthilt:

a) Liste und wesentliche Einzelangaben der im Rahmen dieser Richtlinie ausgestellten Konformititsbescheinigungen, die
von den notifizierten Stellen bereitgestellt werden;

b) Liste und wesentliche Einzelangaben der im Rahmen dieser Richtlinie ausgestellten Konformititserklarungen, die von
den Herstellern bereitgestellt werden;

c) eine aktuelle Liste der geltenden internationalen Instrumente und der Anforderungen und Priifnormen, die aufgrund
von Artikel 4 Absatz 4 Anwendung finden;

d) die Liste und der vollstindige Text der Kriterien und Verfahren nach Absatz 2;

) Anforderungen und Voraussetzungen fiir die elektronische Kennzeichnung nach Artikel 11, soweit anwendbar;

f) jede andere niitzliche Information, die die korrekte Durchfithrung dieser Richtlinie durch die Mitgliedstaaten, die
notifizierten Stellen und die Wirtschaftsakteure erleichtert.

Die Mitgliedstaaten erhalten Zugang zu dieser Datenbank. Sie wird — ausschlie@lich fiir Informationszwecke — auch fiir
die Offentlichkeit zugdnglich gemacht.
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(5)  Die in diesem Artikel genannten Durchfithrungsrechtsakte werden gemafd dem in Artikel 38 Absatz 2 genannten
Priifverfahren in Form von Verordnungen der Kommission erlassen.

Artikel 36
Anderung

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemaf8 Artikel 37 delegierte Rechtsakte zu erlassen, um die Verweise auf
Normen nach Anhang III zu aktualisieren, wenn neue Normen zur Verfugung stehen.

Artikel 37
Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten
Bedingungen {ibertragen.

(2)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemafl den Artikeln 8, 11, 27 und 36 wird der Kommission fiir
einen Zeitraum von funf Jahren ab dem 17. September 2014 {iibertragen. Die Kommission erstellt spdtestens neun
Monate vor Ablauf des Zeitraums von fiinf Jahren einen Bericht iiber die Befugnisiibertragung. Die Befugnisiibertragung
verlangert sich stillschweigend um Zeitrdume gleicher Linge, es sei denn, das Europiische Parlament oder der Rat
widersprechen einer solchen Verlingerung spitestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

(3)  Die Befugnisiibertragung gemifl den Artikeln 8, 11, 27 und 36 kann vom Europaischen Parlament oder vom Rat
jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem Beschluss ange-
gebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veréffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union oder zu einem im
Beschluss iiber den Widerruf angegebenen spidteren Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit von delegierten Rechtsakten, die
bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss iiber den Widerruf nicht beriihrt.

(4)  Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, ibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europaischen
Parlament und dem Rat.

(5)  Ein delegierter Rechtsakt, der gemafs den Artikeln 8, 11, 27 und 36 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder
das Europiische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an
das Europdische Parlament und den Rat Einwinde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europiische
Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwénde erheben werden. Auf Initiative des
Europdischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verldngert.

Artikel 38
Ausschuss

(1) Die Kommission wird von dem Ausschuss fiir die Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von Umwelt-
verschmutzung durch Schiffe (COSS) unterstiitzt, der durch die Verordnung (EG) Nr. 2099/2002 eingesetzt wurde. Dieser
Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011. Gibt der Ausschuss
keine Stellungnahme ab, so erldsst die Kommission den Durchfithrungsrechtsakt nicht und Artikel 5 Absatz 4 Unter-
absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1822011 findet Anwendung.

Artikel 39
Umsetzung

()  Die Mitgliedstaaten erlassen und veroffentlichen spatestens bis zum 18. September 2016 die erforderlichen Rechts-
und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverziiglich den Wortlaut
dieser Vorschriften mit.

Sie wenden diese Vorschriften ab dem 18. September 2016 an.
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Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei
der amtlichen Veroffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit,
die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 40
Aufhebung
(I)  Die Richtlinie 96/98/EG wird mit Wirkung vom 18. September 2016 aufgehoben.

(2) Die Anforderungen und Priifnormen fiir Schiffsausriistung, die aufgrund nationaler Rechtsvorschriften, die die
Mitgliedstaaten erlassen haben, um der Richtlinie 96/98/EG nachzukommen, am 18. September 2016 gelten, finden
bis zum Inkrafttreten der Durchfithrungsrechtsakte nach Artikel 35 Absatz 2 weiterhin Anwendung.

(3)  Bezugnahmen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende Richtlinie.

Artikel 41
Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veréffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Artikel 42
Adressaten
Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
Geschehen zu Briissel am 23. Juli 2014.
Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Président Der Président

M. SCHULZ S. GOZI
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ANHANG |

STEUERRAD-KENNZEICHEN

Das Konformititskennzeichen besteht aus folgendem Symbol:

T

i J L " | ‘ L HH H ? "

o |

Bei Verkleinerung oder Vergroferung des Steuerrads miissen die sich aus dem oben abgebildeten Raster ergebenden
Proportionen eingehalten werden.

Die verschiedenen Bestandteile des Kennzeichens sind etwa gleich hoch; die Mindesthohe betragt 5 mm.

Bei kleinen Gerdten kann von dieser Mindesthohe abgewichen werden.



28.8.2014 Amtsblatt der Europdischen Union L 257/171

ANHANG 1II

KONFORMITATSBEWERTUNGSVERFAHREN
I.  MODUL B: EG-BAUMUSTERPRUFUNG

1. Bei der EG-Baumusterpriifung handelt es sich um den Teil eines Konformititsbewertungsverfahrens, bei dem eine
notifizierte Stelle den technischen Entwurf von Schiffsausriistung untersucht und prift und bescheinigt, dass er die
einschligigen Anforderungen erfiillt.

2. Eine EG-Baumusterpriifung kann auf jede der folgenden Arten durchgefithrt werden:
— Pritfung eines fiir die geplante Produktion reprisentativen Musters des vollstindigen Produkts (Baumuster);

— Bewertung der Eignung des technischen Entwurfs der Schiffsausriistung anhand einer Priifung der in Nummer 3
genannten technischen Unterlagen und zusitzlichen Nachweise sowie Priifung von fiir die geplante Produktion
reprisentativen Mustern eines oder mehrerer wichtiger Teile des Produkts (Kombination aus Bau- und Entwurfs-
muster).

3. Der Antrag auf EG-Baumusterpriifung ist vom Hersteller bei einer einzigen notifizierten Stelle seiner Wahl ein-
zureichen.

Der Antrag enthilt Folgendes:

— Name und Anschrift des Herstellers und, wenn der Antrag vom Bevollméchtigten eingereicht wird, auch dessen
Name und Anschrift;

— eine schriftliche Erklirung, dass derselbe Antrag bei keiner anderen notifizierten Stelle eingereicht worden ist;

— die technischen Unterlagen. Anhand dieser Unterlagen muss es méglich sein, die Ubereinstimmung der Schiffs-
ausriistung mit den einschlagigen Anforderungen der in Artikel 4 genannten internationalen Instrumente zu
bewerten; die Unterlagen miissen eine angemessene Analyse und Bewertung der Risiken enthalten. In den
technischen Unterlagen sind die geltenden Anforderungen aufzufithren und Entwurf, Herstellung und Funktions-
weise der Schiffsausriistung zu beschreiben, soweit sie fur die Bewertung von Belang sind. Die technischen
Unterlagen miissen gegebenenfalls zumindest folgende Elemente enthalten:

a) eine allgemeine Beschreibung der Schiffsausriistung;
b) Entwiirfe, Fertigungszeichnungen und -pline von Bauteilen, Baugruppen, Schaltkreisen usw.,

¢) Beschreibungen und Erlduterungen, die zum Verstindnis dieser Zeichnungen und Pline sowie der Funktions-
weise der Schiffsausriistung erforderlich sind,

d) eine Liste der Anforderungen und Priifnormen, die entsprechend dieser Richtlinie fiir die betreffende Schiffs-
ausriistung gelten, sowie eine Beschreibung der Losungen, mit denen diese Anforderungen erfiillt wurden,

e) die Ergebnisse der Konstruktionsberechnungen, Priifungen usw. sowie
f) Priifberichte;

— fur die betreffende Produktion reprisentative Muster. Die notifizierte Stelle kann zusdtzliche Muster anfordern,
wenn dies zur Durchfithrung des Priifprogramms erforderlich ist;
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— die zusitzlichen Nachweise der Eignung des technischen Entwurfs, in denen alle verwendeten Unterlagen ange-
fuhrt sein miissen. Die zusitzlichen Nachweise umfassen erforderlichenfalls die Ergebnisse von Untersuchungen,
die von einem geeigneten Labor des Herstellers oder von einem anderen Priiflabor im Auftrag des Herstellers und
unter seiner Verantwortung durchgefithrt wurden.

4. Die notifizierte Stelle hat folgende Aufgaben:
Bezogen auf die Schiffsausriistung:

4.1. Prifung der technischen Unterlagen und zusitzlichen Nachweise, um zu bewerten, ob der technische Entwurf der
Schiffsausriistung angemessen ist.

Bezogen auf das/die Muster:

4.2. Priifung, ob das/die Muster in Ubereinstimmung mit den technischen Unterlagen hergestellt wurde/n, und Fest-
stellung, welche Teile nach den anzuwendenden Vorschriften der einschligigen Anforderungen und Priifnormen
entworfen wurden und welche Teile ohne Anwendung der einschligigen Vorschriften dieser Normen entworfen
wurden;

4.3. Durchfihrung oder Veranlassung der Durchfithrung der geeigneten Priifungen und Erprobungen im Einklang mit
dieser Richtlinie,

4.4. Vereinbarung mit dem Hersteller, an welchem Ort die Prifungen und Erprobungen durchgefithrt werden.

5. Die notifizierte Stelle erstellt einen Priifbericht iiber die gemdf Nummer 4 durchgefihrten Mafnahmen und die dabei
erzielten Ergebnisse. Unbeschadet ihrer Verpflichtungen gegeniiber den notifizierenden Behorden veréffentlicht die
notifizierte Stelle den Inhalt dieses Berichts oder Teile davon nur mit Zustimmung des Herstellers.

6. Entspricht das Baumuster den fiir die betreffende Schiffsausriistung geltenden Anforderungen der jeweiligen interna-
tionalen Instrumente, so stellt die notifizierte Stelle dem Hersteller eine EG-Baumusterpriifbescheinigung aus. Die
Bescheinigung enthilt den Namen und die Anschrift des Herstellers, die Ergebnisse der Priifung, etwaige Bedingungen
fur ihre Giltigkeit und die fur die Identifizierung des zugelassenen Baumusters erforderlichen Angaben. Der Be-
scheinigung konnen ein oder mehrere Anhinge beigefiigt werden.

Die Bescheinigung und ihre Anhinge enthalten alle zweckdienlichen Angaben, anhand deren sich die Ubereinstim-
mung der hergestellten Produkte mit dem gepriiften Baumuster beurteilen und gegebenenfalls eine Kontrolle nach
ihrer Inbetriecbnahme durchfithren lasst.

Entspricht das Baumuster nicht den geltenden Anforderungen der internationalen Instrumente, so verweigert die
notifizierte Stelle die Ausstellung einer EG-Baumusterpriifbescheinigung und unterrichtet den Antragsteller dariiber,
wobei sie ihre Weigerung ausfiihrlich begriindet.

7.  Entspricht das zugelassene Baumuster nicht mehr den geltenden Anforderungen, so entscheidet die notifizierte Stelle,
ob weitere Erprobungen oder ein neues Konformititsbewertungsverfahren erforderlich sind.

Der Hersteller unterrichtet die notifizierte Stelle, der die technischen Unterlagen zur EG-Baumusterpriifbescheinigung
vorliegen, iiber alle Anderungen an dem zugelassenen Baumuster, die die Ubereinstimmung der Schiffsausriistung
mit den Anforderungen der einschlidgigen internationalen Instrumente oder den Bedingungen fiir die Giiltigkeit der
Bescheinigung beeintrichtigen konnen. Derartige Anderungen erfordern eine Zusatzgenehmigung in Form einer
Erginzung der urspriinglichen EG-Baumusterpriifbescheinigung.

8. Jede notifizierte Stelle unterrichtet ihre notifizierenden Behérden iiber die EG-Baumusterpriifbescheinigungen und|
oder etwaige Ergdnzungen dazu, die sie ausgestellt oder widerrufen hat, und tibermittelt ihnen in regelmifSigen
Abstinden oder auf Verlangen eine Aufstellung aller Bescheinigungen undfoder Ergdnzungen dazu, die sie ver-
weigert, ausgesetzt oder auf andere Art eingeschrankt hat.
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Jede notifizierte Stelle unterrichtet die anderen notifizierten Stellen iiber die EG-Baumusterpriifbescheinigungen
und/oder etwaige Ergdnzungen dazu, die sie verweigert, widerrufen, ausgesetzt oder auf andere Weise eingeschrankt
hat, und informiert sie, wenn sie dazu aufgefordert wird, iiber alle von ihr ausgestellten Bescheinigungen und/oder
Erginzungen dazu.

Die Kommission, die Mitgliedstaaten und die anderen notifizierten Stellen kénnen auf Verlangen eine Kopie der EG-
Baumusterpriifbescheinigungen und/oder ihrer Ergdnzungen erhalten. Die Kommission und die Mitgliedstaaten kon-
nen auf Verlangen eine Kopie der technischen Unterlagen und der Ergebnisse der durch die notifizierte Stelle
vorgenommenen Priifungen erhalten. Die notifizierte Stelle bewahrt ein Exemplar der EG-Baumusterpriifbescheini-
gung, ihrer Anhinge und Ergdnzungen sowie des technischen Dossiers einschlieflich der vom Hersteller einge-
reichten Unterlagen so lange auf, bis die Giiltigkeitsdauer der Bescheinigung endet.

9. Der Hersteller hilt nach Anbringung des Steuerrad-Kennzeichens auf dem letzten hergestellten Produkt wahrend
mindestens zehn Jahren — wobei der Zeitraum keinesfalls kiirzer sein darf als die erwartete Lebensdauer der
betreffenden Schiffsausriistung — ein Exemplar der EG-Baumusterpriifbescheinigung, ihrer Anhidnge und ihrer Ergin-
zungen einschlieflich der technischen Unterlagen zur Verfiigung der nationalen Behorden.

10. Der Bevollmachtigte des Herstellers kann den in Nummer 3 genannten Antrag einreichen und die in den Nummern
7 und 9 genannten Verpflichtungen erfiillen, sofern sie im Auftrag festgelegt sind.

II. MODUL D: KONFORMITAT MIT DER BAUART AUF DER GRUNDLAGE EINER QUALITATSSICHERUNG BEZOGEN AUF DEN
PRODUKTIONSPROZESS

1. Die Konformitit mit der Bauart auf der Grundlage einer Qualitdtssicherung bezogen auf den Produktionsprozess ist
der Teil eines Konformitdtsbewertungsverfahrens, bei dem der Hersteller die in den Nummern 2 und 5 festgelegten
Verpflichtungen erfiillt sowie gewahrleistet und auf eigene Verantwortung erkldrt, dass die betreffende Schiffsaus-
risstung der in der EG-Baumusterpriifbescheinigung beschriebenen Bauart entspricht und die fur sie geltenden
Anforderungen der internationalen Instrumente erfiillt.

2. Herstellung

Der Hersteller betreibt ein zugelassenes Qualititssicherungssystem fiir die Herstellung, Endabnahme und Priifung der
betreffenden Produkte gemafl Nummer 3 und unterliegt der Uberwachung gemiaff Nummer 4.

3. Qualitdtssicherungssystem

3.1. Der Hersteller beantragt bei einer notifizierten Stelle seiner Wahl die Bewertung seines Qualititssicherungssystems fiir
die betreffende Schiffsausriistung.

Der Antrag enthilt Folgendes:

— Name und Anschrift des Herstellers sowie, wenn der Antrag vom Bevollmichtigten eingereicht wird, auch dessen
Name und Anschrift,

— eine schriftliche Erkldrung, dass derselbe Antrag bei keiner anderen notifizierten Stelle eingereicht wurde,

— alle einschldgigen Angaben iiber die vorgesehene Schiffsausriistungskategorie,

— die Unterlagen iiber das Qualititssicherungssystem,

— die technischen Unterlagen tiber die zugelassene Bauart und eine Kopie der EG-Baumusterpriifbescheinigung.

3.2. Das Qualitétssicherungssystem gewihrleistet die Ubereinstimmung der Produkte mit der in der EG-Baumusterpriif-
bescheinigung beschriebenen Bauart und mit den fir sie geltenden Anforderungen der internationalen Instrumente.
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Alle vom Hersteller beriicksichtigten Elemente, Anforderungen und Vorschriften sind systematisch und geordnet in
Form schriftlicher Grundsitze, Verfahren und Anweisungen zusammenzustellen. Diese Unterlagen iiber das Quali-
titssicherungssystem stellen sicher, dass die Qualitdtssicherungsprogramme, -plane, -handbiicher und -berichte ein-
heitlich ausgelegt werden.

Sie enthalten insbesondere eine angemessene Beschreibung folgender Punkte:

— Qualitétsziele sowie organisatorischer Aufbau, Zustindigkeiten und Befugnisse der Geschiftsleitung in Bezug auf
die Produktqualitit,

— entsprechende Fertigungs-, Qualititskontroll- und Qualititssicherungstechniken, angewandte Verfahren und sys-
tematische Maflnahmen,

— Priifungen und Erprobungen, die vor, waihrend und nach der Fertigung durchgefithrt werden, sowie deren
Hiufigkeit,

— die qualititsrelevanten Aufzeichnungen wie Priifberichte und Priifdaten, Kalibrierungsdaten, Berichte iiber die
Qualifikation der in diesem Bereich beschiftigten Mitarbeiter usw. und

— Mittel, mit denen die Verwirklichung der geforderten Produktqualitit und die wirksame Funktionsweise des
Qualitdtssicherungssystems iiberwacht werden.

3.3. Die notifizierte Stelle bewertet das Qualititssicherungssystem, um festzustellen, ob es die in Nummer 3.2 genannten
Anforderungen erfiillt.

Dem Auditteam, das Erfahrung mit Qualititsmanagementsystemen haben muss, muss mindestens ein Mitglied
angehoren, das iiber Bewertungserfahrung in dem einschligigen Bereich der Schiffsausriistung und der Schiffsaus-
riistungstechnologie sowie {iber Kenntnis der geltenden Anforderungen der internationalen Instrumente verfiigt. Das
Audit umfasst auch einen Kontrollbesuch in den Ridumlichkeiten des Herstellers. Das Auditteam tberpriift die in
Nummer 3.1 fiinfter Gedankenstrich genannten technischen Unterlagen, um sich zu vergewissern, dass der Hersteller
in der Lage ist, die einschldgigen Anforderungen der internationalen Instrumente zu erkennen und die erforderlichen
Priifungen durchzufithren, damit die Ubereinstimmung des Produkts mit diesen Anforderungen gewihrleistet ist.

Die Entscheidung wird dem Hersteller mitgeteilt. Die Mitteilung enthilt das Ergebnis des Audits und die Entschei-
dung mit ihrer Begriindung.

3.4. Der Hersteller verpflichtet sich, die mit dem Qualititssicherungssystem in seiner zugelassenen Form verbundenen
Verpflichtungen zu erfiillen und dafiir zu sorgen, dass das System jederzeit angemessen und effizient ist.

3.5. Der Hersteller unterrichtet die notifizierte Stelle, die das Qualitatssicherungssystem zugelassen hat, iiber alle geplan-
ten Anderungen dieses Systems.

Die notifizierte Stelle beurteilt die geplanten Anderungen und entscheidet, ob das gednderte Qualititssicherungs-
system noch die in Nummer 3.2 genannten Anforderungen erfiillt oder ob eine erneute Bewertung erforderlich ist.

Sie gibt dem Hersteller ihre Entscheidung bekannt. Die Mitteilung enthalt die Ergebnisse der Priifung und die
Entscheidung mit ihrer Begriindung.

4. Uberwachung unter der Verantwortung der notifizierten Stelle

4.1. Die Uberwachung soll gewihrleisten, dass der Hersteller die Verpflichtungen aus dem zugelassenen Qualititssiche-
rungssystem vorschriftsmafig erfullt.
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4.2. Der Hersteller gewahrt der notifizierten Stelle fir die Bewertung Zugang zu den Herstellungs-, Priif-, Erprobungs-
und Lagereinrichtungen und stellt ihr alle erforderlichen Unterlagen zur Verfiigung, insbesondere:

— die Unterlagen uiber das Qualititssicherungssystem,

— die qualitatsrelevanten Aufzeichnungen wie Priifberichte und Priifdaten, Kalibrierungsdaten, Berichte iiber die
Qualifikation der in diesem Bereich beschiftigten Mitarbeiter usw.

4.3. Die notifizierte Stelle fithrt regelmafSig Audits durch, um sicherzustellen, dass der Hersteller das Qualitdtssicherungs-
system aufrechterhilt und anwendet, und iibermittelt ihm einen Bericht iber das Audit.

4.4. Dariiber hinaus kann die notifizierte Stelle beim Hersteller unangemeldete Besichtigungen durchfiihren, es sei denn,
es gelten gemdfl dem nationalen Recht und aus verteidigungs- oder sicherheitsrelevanten Griinden bestimmte Be-
schrankungen fur solche Besichtigungen. Wihrend dieser Besichtigungen kann die notifizierte Stelle erforderlichen-
falls Produktpriifungen durchfithren oder durchfithren lassen, um sich zu vergewissern, dass das Qualitdtssicherungs-
system ordnungsgemif$ funktioniert. Die notifizierte Stelle tibergibt dem Hersteller einen Bericht iiber die Besichti-
gung und im Falle einer Priifung einen Priifbericht.

5. Konformitdtskennzeichnung und Konformititserklirung

5.1. Der Hersteller bringt an jedem einzelnen Produkt, das mit der in der EG-Baumusterpriifbescheinigung beschriebenen
Bauart tibereinstimmt und die einschlidgigen Anforderungen der internationalen Instrumente erfiillt, das in Artikel 9
genannte Steuerrad-Kennzeichen und — unter der Verantwortung der in Nummer 3.1 genannten notifizierten Stelle
— deren Kennnummer an.

5.2. Der Hersteller stellt fur jedes Produktmodell eine schriftliche Konformititserklarung aus und halt sie nach Anbrin-
gung des Steuerrad-Kennzeichens auf dem letzten hergestellten Produkt wihrend mindestens zehn Jahren — wobei
der Zeitraum keinesfalls kiirzer sein darf als die erwartete Lebensdauer der betreffenden Schiffsausriistung — zur
Verfiigung der nationalen Behorden. Aus der Konformititserklarung muss hervorgehen, fiir welches Schiffsausriis-
tungsmodell sie ausgestellt wurde.

Ein Exemplar der Konformititserklarung wird den zustindigen Behorden auf Verlangen zur Verfugung gestellt.

6. Der Hersteller halt nach Anbringung des Steuerrad-Kennzeichens auf dem letzten hergestellten Produkt wihrend
mindestens zehn Jahren — wobei der Zeitraum keinesfalls kiirzer sein darf als die erwartete Lebensdauer der
betreffenden Schiffsausriistung — die folgenden Unterlagen zur Verfiigung der zustindigen Behorden:

— die Unterlagen nach Nummer 3.1,

— die Anderung nach Nummer 3.5 in ihrer genehmigten Form,

— die Entscheidungen und Berichte der notifizierten Stelle nach den Nummern 3.5, 4.3 und 4.4.

7. Jede notifizierte Stelle unterrichtet ihre notifizierenden Behorden iiber Zulassungen von Qualititssicherungssystemen,
die sie ausgestellt oder widerrufen hat, und tibermittelt ihnen in regelmifigen Abstinden oder auf Verlangen eine
Aufstellung aller Zulassungen von Qualititssicherungssystemen, die sie verweigert, ausgesetzt oder auf andere Art
eingeschrankt hat.

Jede notifizierte Stelle unterrichtet die anderen notifizierten Stellen tiber die Zulassungen von Qualitdtssicherungs-
systemen, die sie verweigert, ausgesetzt, widerrufen oder auf andere Art eingeschrinkt hat, und auf Aufforderung
tiber die Zulassungen von Qualititssicherungssystemen, die sie erteilt hat.
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8.  Bevollmichtigter

Die in den Nummern 3.1, 3.5, 5 und 6 genannten Verpflichtungen des Herstellers konnen von seinem Bevoll-
michtigten in seinem Auftrag und unter seiner Verantwortung erfiillt werden, sofern sie im Auftrag festgelegt sind.

. MODUL E: KONFORMITAT MIT DER BAUART AUF DER GRUNDLAGE EINER QUALITATSSICHERUNG BEZOGEN AUF DAS
PRODUKT

1. Die Gewihrleistung der Konformitit mit der Bauart auf der Grundlage einer Qualititssicherung bezogen auf das
Produkt ist der Teil eines Konformititsbewertungsverfahrens, bei dem der Hersteller die in den Nummern 2 und 5
festgelegten Verpflichtungen erfullt sowie gewahrleistet und auf eigene Verantwortung erklart, dass die betreffende
Schiffsausriistung dem in der EG-Baumusterpriifbescheinigung beschriebenen Bauart entspricht und die fiir sie
geltenden Anforderungen der internationalen Instrumente erfillt.

2. Herstellung
Der Hersteller betreibt ein zugelassenes Qualititssicherungssystem fiir die Endabnahme und Priifung der betreffenden
Produkte gemaff Nummer 3 und unterliegt der Uberwachung gemiff Nummer 4.

3. Qualitdtssicherungssystem

3.1. Der Hersteller beantragt bei einer notifizierten Stelle seiner Wahl die Bewertung seines Qualitatssicherungssystems fiir
die betreffende Schiffsausriistung.

Der Antrag enthilt Folgendes:

— Name und Anschrift des Herstellers sowie, wenn der Antrag vom Bevollmichtigten eingereicht wird, auch dessen
Name und Anschrift,

— eine schriftliche Erklarung, dass derselbe Antrag bei keiner anderen notifizierten Stelle eingereicht wurde,

— alle einschldgigen Angaben tiber die vorgesehene Schiffsausriistungskategorie,

— die Unterlagen zum Qualitatssicherungssystem und

— die technischen Unterlagen iiber die zugelassene Bauart und eine Kopie der EG-Baumusterpriifbescheinigung.

3.2. Das Qualititssicherungssystem gewihrleistet die Ubereinstimmung der Produkte mit der in der EG-Baumusterpriif-
bescheinigung beschriebenen Bauart und mit den fir sie geltenden Anforderungen der internationalen Instrumente.

Alle vom Hersteller beriicksichtigten Elemente, Anforderungen und Vorschriften sind systematisch und geordnet in
Form schriftlicher Grundsitze, Verfahren und Anweisungen zusammenzustellen. Diese Unterlagen iiber das Quali-
tatssicherungssystem stellen sicher, dass die Qualititssicherungsprogramme, -pline, -handbiicher und -berichte ein-
heitlich ausgelegt werden.

Sie enthalten insbesondere eine angemessene Beschreibung folgender Punkte:

— Qualitétsziele sowie organisatorischer Aufbau, Zustindigkeiten und Befugnisse der Geschiftsleitung in Bezug auf
die Produktqualitit,

— nach der Herstellung durchgefithrte Priifungen und Erprobungen,

— die qualitatsrelevanten Aufzeichnungen wie Priifberichte und Priifdaten, Kalibrierungsdaten, Berichte iiber die
Qualifikation der in diesem Bereich beschiftigten Mitarbeiter usw.,

— Mittel, mit denen die wirksame Funktionsweise des Qualititssicherungssystems iiberwacht wird.
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3.3. Die notifizierte Stelle bewertet das Qualititssicherungssystem, um festzustellen, ob es die in Nummer 3.2 genannten
Anforderungen erfullt.

Dem Auditteam, das Erfahrung mit Qualititsmanagementsystemen haben muss, muss mindestens ein Mitglied
angehoren, das iiber Bewertungserfahrung in dem einschligigen Bereich der Schiffsausriistung und der Schiffsaus-
riistungstechnologie sowie tiber Kenntnis der geltenden Anforderungen der internationalen Instrumente verfiigt. Das
Audit umfasst auch einen Kontrollbesuch in den Ridumlichkeiten des Herstellers. Das Auditteam tiberpriift die in
Nummer 3.1 funfter Gedankenstrich genannten technischen Unterlagen, um sich zu vergewissern, dass der Hersteller
in der Lage ist, die einschligigen Anforderungen der internationalen Instrumente zu erkennen und die erforderlichen
Priifungen durchzufithren, damit die Ubereinstimmung des Produkts mit diesen Anforderungen gewahrleistet ist.

Die Entscheidung wird dem Hersteller mitgeteilt. Die Mitteilung enthalt das Ergebnis des Audits und die Entschei-
dung mit ihrer Begriindung.

3.4. Der Hersteller verpflichtet sich, die mit dem Qualititssicherungssystem in seiner zugelassenen Form verbundenen
Verpflichtungen zu erfiillen und dafiir zu sorgen, dass das System jederzeit angemessen und effizient ist.

3.5. Der Hersteller unterrichtet die notifizierte Stelle, die das Qualitétssicherungssystem zugelassen hat, iiber alle geplan-
ten Anderungen dieses Systems.

Die notifizierte Stelle beurteilt die geplanten Anderungen und entscheidet, ob das gednderte Qualititssicherungs-
system noch die in Nummer 3.2 genannten Anforderungen erfiillt oder ob eine erneute Bewertung erforderlich ist.

Sie gibt dem Hersteller ihre Entscheidung bekannt. Die Mitteilung enthalt die Ergebnisse der Priifung und die
Entscheidung mit ihrer Begriindung.

4.  Uberwachung unter der Verantwortung der notifizierten Stelle

4.1. Die Uberwachung soll gewihrleisten, dass der Hersteller die Verpflichtungen aus dem zugelassenen Qualititssiche-
rungssystem vorschriftsmafig erfiillt.

4.2. Der Hersteller gewahrt der notifizierten Stelle fiir die Bewertung Zugang zu den Herstellungs-, Priif-, Erprobungs-
und Lagereinrichtungen und stellt ihr alle erforderlichen Unterlagen zur Verfiigung, insbesondere:

— die Unterlagen iiber das Qualititssicherungssystem,

— die qualititsrelevanten Aufzeichnungen wie Priifberichte und Priifdaten, Kalibrierungsdaten, Berichte iiber die
Qualifikation der in diesem Bereich beschiftigten Mitarbeiter usw.

4.3. Die notifizierte Stelle fithrt regelmifig Audits durch, um sicherzustellen, dass der Hersteller das Qualitdtssicherungs-
system aufrechterhilt und anwendet, und iibermittelt ihm einen Bericht tiber das Audit.

4.4. Dariiber hinaus kann die notifizierte Stelle beim Hersteller unangemeldete Besichtigungen durchfiihren, es sei denn,
es gelten gemdfl dem nationalen Recht und aus verteidigungs- oder sicherheitsrelevanten Griinden bestimmte Be-
schrinkungen fiir solche Besichtigungen. Wihrend dieser Besichtigungen kann die notifizierte Stelle erforderlichen-
falls Produktpriifungen durchfithren oder durchfiihren lassen, um sich zu vergewissern, dass das Qualititssicherungs-
system ordnungsgemif funktioniert. Die notifizierte Stelle iibergibt dem Hersteller einen Bericht iiber die Besichti-
gung und im Falle einer Priiffung einen Priifbericht.

5. Konformititskennzeichnung und Konformititserklarung

5.1. Der Hersteller bringt an jedem einzelnen Produkt, das mit der in der EG-Baumusterpriifbescheinigung beschriebenen
Bauart iibereinstimmt und die einschligigen Anforderungen der internationalen Instrumente erfiillt, das in Artikel 9
genannte Steuerrad-Kennzeichen und — unter der Verantwortung der in Nummer 3.1 genannten notifizierten Stelle
— deren Kennnummer an.
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5.2. Der Hersteller stellt fiir jedes Produktmodell eine schriftliche Konformitatserklarung aus und hilt sie nach Anbrin-
gung des Steuerrad-Kennzeichens auf dem letzten hergestellten Produkt wahrend mindestens zehn Jahren — wobei
der Zeitraum keinesfalls kiirzer sein darf als die erwartete Lebensdauer der betreffenden Schiffsausriistung — zur
Verfiigung der nationalen Behorden. Aus der Konformititserklarung muss hervorgehen, fiir welches Schiffsausriis-
tungsmodell sie ausgestellt wurde.

Ein Exemplar der Konformitdtserklirung wird den zustindigen Behorden auf Verlangen zur Verfigung gestellt.

6. Der Hersteller hilt nach Anbringung des Steuerrad-Kennzeichens auf dem letzten hergestellten Produkt wahrend
mindestens zehn Jahren — wobei der Zeitraum keinesfalls kiirzer sein darf als die erwartete Lebensdauer der
betreffenden Schiffsausriistung — die folgenden Unterlagen zur Verfugung der zustindigen Behorden:

— die Unterlagen nach Nummer 3.1,

— die Anderung nach Nummer 3.5 in ihrer genehmigten Form,

— die Entscheidungen und Berichte der notifizierten Stelle nach den Nummern 3.5, 4.3 und 4.4.

7. Jede notifizierte Stelle unterrichtet ihre notifizierenden Behorden iiber Zulassungen von Qualititssicherungssystemen,
die sie ausgestellt oder widerrufen hat, und tbermittelt ihnen in regelmifigen Abstinden oder auf Verlangen eine
Aufstellung aller Zulassungen von Qualitdtssicherungssystemen, die sie verweigert, ausgesetzt oder auf andere Art
eingeschrankt hat.

Jede notifizierte Stelle unterrichtet die anderen notifizierten Stellen tiber Zulassungen von Qualititssicherungssyste-
men, die sie verweigert, ausgesetzt oder widerrufen hat, und auf Verlangen tiber Zulassungen von Qualitdtssiche-
rungssystemen, die sie erteilt hat.

8.  Bevollmichtigter

Die in den Nummern 3.1, 3.5, 5 und 6 genannten Verpflichtungen des Herstellers konnen von seinem Bevoll-
michtigten in seinem Auftrag und unter seiner Verantwortung erfiillt werden, sofern sie im Auftrag festgelegt sind.

IV. MODUL F: KONFORMITAT MIT DER BAUART AUF DER GRUNDLAGE EINER PRODUKTPRUFUNG

1. Bei der Gewihrleistung der Konformitdt mit der Bauart auf der Grundlage einer Produktpriifung handelt es sich um
den Teil eines Konformititsbewertungsverfahrens, bei dem der Hersteller die in den Nummern 2, 5.1 und 6 fest-
gelegten Verpflichtungen erfillt sowie gewdhrleistet und auf eigene Verantwortung erklirt, dass die betreffenden
unter die Bestimmungen von Nummer 3 fallenden Produkte der in der EG-Baumusterpriifbescheinigung beschrie-
benen Bauart entsprechen und den fiir sie geltenden Anforderungen der internationalen Instrumente gentigen.

2. Herstellung

Der Hersteller trifft alle erforderlichen MaBnahmen, damit der Fertigungsprozess und seine Uberwachung die Uber-
einstimmung der hergestellten Produkte mit der in der EG-Baumusterpriifbescheinigung beschriebenen zugelassenen
Bauart und mit den fiir sie geltenden Anforderungen der internationalen Instrumente gewahrleisten.

3. Kontrolle

Eine vom Hersteller gewéhlte notifizierte Stelle fithrt die entsprechenden Priifungen und Erprobungen durch, um die
Ubereinstimmung der Produkte mit der in der EG-Baumusterpriifbescheinigung beschriebenen zugelassenen Bauart
und den entsprechenden Anforderungen der internationalen Instrumente zu priifen.

Die Priifungen und Erprobungen zur Kontrolle der Konformitit der Produkte mit den entsprechenden Anforderun-
gen werden nach Wahl des Herstellers entweder mittels Priifung und Erprobung jedes einzelnen Produkts gemifd
Nummer 4 oder mittels einer statistischen Priifung und Erprobung der Produkte gemdfl Nummer 5 durchgefiihrt.
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4. Uberpriifung der Konformitit durch Priifung und Erprobung jedes einzelnen Produkts

4.1. Jedes Produkt ist entsprechend dieser Richtlinie einzeln zu priifen und zu erproben, um festzustellen, ob es mit der
in der Baumusterpriifbescheinigung beschriebenen zugelassenen Bauart iibereinstimmt und die einschligigen An-
forderungen der internationalen Instrumente erfiillt.

4.2. Die notifizierte Stelle stellt auf der Grundlage dieser Priifungen und Erprobungen eine Konformititsbescheinigung
aus und bringt an jedem zugelassenen Produkt ihre Kennnummer an oder lisst diese unter ihrer Verantwortung
anbringen.

Der Hersteller hilt die Konformititsbescheinigungen nach Anbringung des Steuerrad-Kennzeichens auf dem letzten
hergestellten Produkt wihrend mindestens zehn Jahren — wobei der Zeitraum keinesfalls kiirzer sein darf als die
erwartete Lebensdauer der betreffenden Schiffsausriistung — zur Verfiigung der nationalen Behérden zur Einsicht-
nahme.

5. Uberpriifung der Konformitit mit statistischen Mitteln

5.1. Der Hersteller trifft alle erforderlichen Mafnahmen, damit der Fertigungsprozess und seine Uberwachung die Ein-
heitlichkeit aller produzierten Lose gewihrleisten und legt seine Produkte in einheitlichen Losen zur Uberpriifung
vor.

5.2. Jedem Los wird eine beliebige Stichprobe entnommen. Alle Produkte einer Stichprobe werden im Einklang mit dieser
Richtlinie einzeln gepriift und erprobt, um ihre Ubereinstimmung mit den anzuwendenden Anforderungen der
internationalen Instrumente sicherzustellen und um zu ermitteln, ob das Los angenommen oder abgelehnt wird.

5.3. Wird ein Los angenommen, so gelten alle Produkte des Loses als zugelassen, mit Ausnahme der Produkte, fur die das
Priifergebnis bei der Stichprobe negativ war.

Die notifizierte Stelle stellt auf der Grundlage dieser Priifungen und Erprobungen eine Konformititsbescheinigung
aus und bringt an jedem zugelassenen Produkt ihre Kennnummer an oder ldsst diese unter ihrer Verantwortung
anbringen.

Der Hersteller hilt die Konformititsbescheinigungen nach Anbringung des Steuerrad-Kennzeichens auf dem letzten
hergestellten Produkt wihrend mindestens zehn Jahren — wobei der Zeitraum keinesfalls kiirzer sein darf als die
erwartete Lebensdauer der betreffenden Schiffsausriistung — zur Verfiigung der nationalen Behorden.

5.4. Wird ein Los abgelehnt, so ergreift die notifizierte Stelle oder die zustindige Behorde geeignete Maflnahmen, um zu
verhindern, dass das Los in Verkehr gebracht wird. Bei gehdufter Ablehnung von Losen kann die notifizierte Stelle
die statistische Kontrolle aussetzen und geeignete Maffnahmen treffen.

6. Konformititskennzeichnung und Konformititserklarung

6.1. Der Hersteller bringt an jedem einzelnen Produkt, das mit der in der EG-Baumusterpriifbescheinigung beschriebenen
zugelassenen Bauart iibereinstimmt und die geltenden Anforderungen der internationalen Instrumente erfillt, das in
Artikel 9 genannte Steuerrad-Kennzeichen und — unter der Verantwortung der in Nummer 3 genannten notifizier-
ten Stelle — deren Kennnummer an.

6.2. Der Hersteller stellt fiir jedes Produktmodell eine schriftliche Konformitdtserklarung aus und halt sie nach Anbrin-
gung des Steuerrad-Kennzeichens auf dem letzten hergestellten Produkt wahrend mindestens zehn Jahren — wobei
der Zeitraum keinesfalls kiirzer sein darf als die erwartete Lebensdauer der betreffenden Schiffsausriistung — zur
Verfugung der nationalen Behorden. Aus der Konformititserklirung muss hervorgehen, fir welches Schiffsausriis-
tungsmodell sie ausgestellt wurde.

Ein Exemplar der Konformitétserklarung wird den zustidndigen Behorden auf Verlangen zur Verfiigung gestellt.
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7. Stimmt die notifizierte Stelle zu, so kann der Hersteller unter der Verantwortung dieser notifizierten Stelle die
Kennnummer der notifizierten Stelle wahrend des Fertigungsprozesses auf den Produkten anbringen.

8. Bevollmichtigter

Die Verpflichtungen des Herstellers konnen von seinem Bevollmichtigten in seinem Auftrag und unter seiner
Verantwortung erfiillt werden, sofern sie im Auftrag festgelegt sind. Ein Bevollmachtigter kann die in den Nummern
2 und 5.1 festgelegten Verpflichtungen des Herstellers nicht erfiillen.

V.  MODUL G: KONFORMITAT AUF DER GRUNDLAGE EINER EINZELPRUFUNG

1. Bei der Gewihrleistung der Konformitdt auf der Grundlage einer Einzelpriifung handelt es sich um das Konformitats-
bewertungsverfahren, mit dem der Hersteller die in den Nummern 2, 3 und 5 genannten Verpflichtungen erfiillt
sowie gewdhrleistet und auf eigene Verantwortung erkldrt, dass das betreffende unter die Bestimmungen der Num-
mer 4 fallende Produkt die fiir es geltenden Anforderungen der internationalen Instrumente erfllt.

2. Technische Unterlagen

Der Hersteller erstellt die technischen Unterlagen und stellt sie der in Nummer 4 genannten notifizierten Stelle zur
Verfiigung. Anhand dieser Unterlagen muss es moglich sein, die Ubereinstimmung des Produkts mit den betreffen-
den Anforderungen zu bewerten; sie miissen eine geeignete Risikoanalyse und -bewertung enthalten. In den tech-
nischen Unterlagen sind die geltenden Anforderungen aufzufiihren und der Entwurf, die Herstellung und die Funk-
tionsweise des Produkts zu erfassen, soweit sie fiir die Bewertung von Belang sind. Die technischen Unterlagen
enthalten gegebenenfalls zumindest Folgendes:

— ecine allgemeine Beschreibung des Produkts,

— Entwiirfe, Fertigungszeichnungen und -pline von Bauteilen, Baugruppen, Schaltkreisen usw.,

— Beschreibungen und Erlduterungen, die zum Verstandnis dieser Zeichnungen und Pline sowie der Funktionsweise
des Produkts erforderlich sind,

— ecine Liste der Anforderungen und Priifnormen, die entsprechend dieser Richtlinie fir die betreffende Schiffs-
ausriistung gelten, sowie eine Beschreibung der Losungen, mit denen diese Anforderungen erfiillt wurden,

— die Ergebnisse der Konstruktionsberechnungen und Priifungen und

— die Priifberichte.

Der Hersteller muss die technischen Unterlagen nach Anbringung des Steuerrad-Kennzeichens auf dem letzten
hergestellten Produkt wihrend mindestens zehn Jahren — wobei der Zeitraum keinesfalls kiirzer sein darf als die
erwartete Lebensdauer der betreffenden Schiffsausriistung — zur Verfiigung der einschlagigen nationalen Behorden
halten.

3. Herstellung

Der Hersteller ergreift alle erforderlichen Mafnahmen, damit der Fertigungsprozess und seine Uberwachung die
Ubereinstimmung des hergestellten Produkts mit den anwendbaren Anforderungen der internationalen Instrumente
gewihrleisten.

4. Kontrolle

Eine vom Hersteller gewéhlte notifizierte Stelle fihrt im Einklang mit dieser Richtlinie die entsprechenden Priifungen
und Erprobungen durch, um die Ubereinstimmung des Produkts mit den anzuwendenden Anforderungen der
internationalen Instrumente zu tberpriifen.
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Die notifizierte Stelle stellt auf der Grundlage dieser Priifungen und Erprobungen eine Konformititsbescheinigung
aus und bringt an jedem zugelassenen Produkt ihre Kennnummer an oder lisst diese unter ihrer Verantwortung
anbringen.

Der Hersteller hilt die Konformititsbescheinigungen nach Anbringung des Steuerrad-Kennzeichens auf dem letzten
hergestellten Produkt wihrend mindestens zehn Jahren — wobei der Zeitraum keinesfalls kiirzer sein darf als die
erwartete Lebensdauer der betreffenden Schiffsausriistung — zur Verfiigung der nationalen Behorden.

5. Konformitdtskennzeichnung und Konformititserklarung

5.1. Der Hersteller bringt an jedem Produkt, das die anzuwendenden Anforderungen der internationalen Instrumente
erfullt, das in Artikel 9 genannte Steuerrad-Kennzeichen und — unter der Verantwortung der in Nummer 4
genannten notifizierten Stelle — deren Kennnummer an.

5.2. Der Hersteller stellt eine schriftliche Konformitdtserklarung aus und halt sie nach Anbringung des Steuerrad-Kenn-
zeichens auf dem letzten hergestellten Produkt wahrend mindestens zehn Jahren — wobei der Zeitraum keinesfalls
kiirzer sein darf als die erwartete Lebensdauer der betreffenden Schiffsausriistung — zur Verfiigung der nationalen
Behorden. Aus der Konformitdtserklarung muss hervorgehen, fur welches Produkt sie ausgestellt wurde.

Ein Exemplar der Konformititserklarung wird den zustdndigen Behorden auf Verlangen zur Verfiigung gestellt.
6. Bevollmichtigter

Die in den Nummern 2 und 5 genannten Verpflichtungen des Herstellers konnen von seinem Bevollmachtigten in
seinem Auftrag und unter seiner Verantwortung erfiillt werden, sofern sie im Auftrag festgelegt sind.
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ANHANG III

VON DEN KONFORMITATSBEWERTUNGSSTELLEN ZU ERFULLENDE ANFORDERUNGEN, UM NOTIFIZIERTE STELLEN
ZU WERDEN

1. Eine Konformititsbewertungsstelle muss fiir die Zwecke der Notifizierung die Anforderungen der Nummern 2 bis 11
erfiillen.

2. Eine Konformititsbewertungsstelle muss nach nationalem Recht gegriindet und mit Rechtspersonlichkeit ausgestattet
sein.

3. Bei einer Konformititsbewertungsstelle muss es sich um einen unabhdngigen Dritten handeln, der in keiner Ver-
bindung zu der Organisation oder der Schiffsausriistung steht, die er bewertet.

4. Eine Stelle, die einem Wirtschaftsverband oder einem Fachverband angehért und die Schiffsausriistung bewertet, an
deren Entwurf, Herstellung, Bereitstellung, Montage, Verwendung oder Wartung Unternchmen beteiligt sind, die von
diesem Verband vertreten werden, kann als Konformititsbewertungsstelle gelten, sofern ihre Unabhingigkeit sowie
das Fehlen jedweder Interessenkonflikte nachgewiesen sind.

5. Eine Konformititsbewertungsstelle, ihre oberste Leitungsebene und die fur die Erfullung der Konformititsbewertungs-
aufgaben zustindigen Mitarbeiter diirfen nicht Konstrukteur, Hersteller, Lieferant, Installateur, Kiufer, Eigentiimer,
Verwender oder Wartungsbetrieb der zu bewertenden Schiffsausriistung oder Bevollmichtigter einer dieser Parteien
sein. Dies schliefSt die Verwendung von bereits einer Konformititsbewertung unterzogenen Produkten, die fiir die
Tatigkeit der Konformititsbewertungsstelle erforderlich sind, oder die Verwendung solcher Produkte zum personli-
chen Gebrauch nicht aus.

6. Eine Konformitatsbewertungsstelle, ihre oberste Leitungsebene und die fir die Erfillung der Konformititsbewertungs-
aufgaben zustindigen Mitarbeiter diirfen weder direkt an Entwurf, Herstellung bzw. Bau, Vermarktung, Installation,
Verwendung oder Wartung der betreffenden Schiffsausriistung beteiligt sein, noch die an diesen Tatigkeiten betei-
ligten Parteien vertreten. Sie diirfen sich nicht mit Tatigkeiten befassen, die ihre Unabhingigkeit bei der Beurteilung
oder ihre Integritit im Zusammenhang mit den Konformititsbewertungsmaflnahmen, fiir die sie notifiziert sind,
beeintrichtigen konnen. Dies gilt besonders fiir Beratungsdienste.

7. Die Konformititsbewertungsstellen miissen gewihrleisten, dass die Tatigkeiten ihrer Zweigunternehmen oder Unter-
auftragnehmer die Vertraulichkeit, Objektivitdt oder Unparteilichkeit ihrer Konformititsbewertungstitigkeiten nicht
beeintrichtigen.

8. Die Konformititsbewertungsstellen und ihre Mitarbeiter miissen die Konformititsbewertungstitigkeiten mit der
hochsten beruflichen Integritit und der erforderlichen fachlichen Kompetenz in dem betreffenden Bereich durch-
fithren; sie diirfen keinerlei Einflussnahme, insbesondere finanzieller Art, ausgesetzt sein, die sich auf ihre Beurteilung
oder die Ergebnisse ihrer Konformitdtsbewertungsarbeit auswirken konnte, insbesondere keiner Einflussnahme durch
Personen oder Personengruppen, die ein Interesse am Ergebnis dieser Tatigkeiten haben.

9. Eine Konformititsbewertungsstelle muss in der Lage sein, alle Konformititsbewertungsaufgaben zu bewiltigen, die ihr
nach Maflgabe dieser Richtlinie zufallen und fir die sie notifiziert wurde, gleichgiiltig ob diese Aufgaben von der
Stelle selbst oder in ihrem Auftrag und unter ihrer Verantwortung erfiillt werden.

10. Eine Konformititsbewertungsstelle muss jederzeit, fir jedes Konformititsbewertungsverfahren und fiir jede Art,
Kategorie oder Teilkategorie von Schiffsausriistung, fiir die sie notifiziert wurde, verfiigen konnen iiber:

a) die erforderlichen Mitarbeiter mit Fachkenntnis und ausreichender einschldgiger Erfahrung, um die bei der Kon-
formitatsbewertung anfallenden Aufgaben zu erfillen,

b) Beschreibungen von Verfahren, nach denen die Konformititsbewertung durchgefithrt wird, um die Transparenz
dieser Verfahren sicherzustellen und die Moglichkeit sie zu wiederholen. Sie muss iiber angemessene Regelungen
und Verfahren verfiigen, bei denen zwischen den Aufgaben, die sie als notifizierte Stelle wahrnimmt, und anderen
Tatigkeiten unterschieden wird,

c) die erforderlichen Verfahren zur Durchfithrung der Tatigkeiten, bei denen die Grofle eines Unternehmens, der
Sektor, in dem es titig ist, seine Struktur, der Grad an Komplexitdt der jeweiligen Schiffsausriistungstechnik und
der Umstand, dass es sich bei dem Produktionsprozess um Massenfertigung oder Serienproduktion handelt,
gebithrend beriicksichtigt werden.
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11. Eine Konformititsbewertungsstelle muss iiber die erforderlichen Mittel zur angemessenen Erledigung der technischen
und administrativen Aufgaben verfiigen konnen, die mit der Konformititsbewertung verbunden sind, und Zugang zu
allen benotigten Ausriistungen und Einrichtungen haben.

12. Die Mitarbeiter, die fiir die Durchfithrung der Konformititsbewertungstitigkeiten zustindig sind, miissen iiber Fol-
gendes verfiigen:

a) eine solide Fach- und Berufsausbildung, die alle Konformititsbewertungstitigkeiten umfasst, fir die die Konfor-
mititsbewertungsstelle notifiziert wurde,

b) eine ausreichende Kenntnis der Anforderungen, die mit den durchzufihrenden Bewertungen verbunden sind, und
die entsprechende Befugnis, solche Bewertungen durchzufiihren,

¢) angemessene Kenntnis und angemessenes Verstindnis der geltenden Anforderungen und Priifnormen und der
relevanten Bestimmungen der Unionsvorschriften zu Harmonisierung und der Vorschriften zur Durchfithrung
dieser Vorschriften,

d) die Fdhigkeit zur Erstellung von Bescheinigungen, Protokollen und Berichten als Nachweis fiir die Durchfithrung
von Bewertungen.

13. Die Unparteilichkeit der Konformitdtsbewertungsstellen, ihrer obersten Leitungsebene und ihres Bewertungspersonals
muss garantiert sein.

14. Die Vergiitung fur die oberste Leitungsebene und das bewertende Personal der Konformititsbewertungsstelle darf sich
nicht nach der Anzahl der durchgefithrten Bewertungen oder deren Ergebnissen richten.

15. Die Konformititsbewertungsstellen miissen eine Haftpflichtversicherung abschlielen, sofern die Haftpflicht nicht nach
nationalem Recht vom Staat iibernommen wird oder sofern der Mitgliedstaat nicht selbst unmittelbar fir die
Konformititsbewertung verantwortlich ist.

16. Informationen, welche die Mitarbeiter einer Konformititsbewertungsstelle bei der Durchfithrung ihrer Aufgaben nach
dieser Richtlinie oder einer nationalen Umsetzungsvorschrift erhalten, fallen unter die berufliche Schweigepflicht,
aufler gegeniiber den zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten, in denen sie ihre Tatigkeiten ausiiben. Eigentums-
rechte sind zu schiitzen.

17. Die Konformititsbewertungsstellen wirken an den einschligigen Normungsaktivititen und den Aktivititen der Koor-
dinierungsgruppe notifizierter Stellen mit, die im Rahmen dieser Richtlinie geschaffen wurde, bzw. sorgen dafiir, dass
ihr Bewertungspersonal dariiber informiert wird, und legen die von dieser Gruppe erarbeiteten Verwaltungsentschei-
dungen und Dokumente als allgemeine Richtschnur zugrunde.

18. Die Konformititsbewertungsstellen miissen die Anforderungen der Norm EN ISO/IEC 17065:2012 erfiillen.

19. Die Konformititsbewertungsstellen miissen sicherstellen, dass die fiir die Konformititsbewertung eingesetzten Priif-
labors den Anforderungen der Norm EN ISOJIEC 17025:2005 entsprechen.
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ANHANG IV

NOTIFIZIERUNGSVERFAHREN

1. Antrdge auf Notifizierung

1.1. Eine Konformitdtsbewertungsstelle beantragt ihre Notifizierung bei der notifizierenden Behorde des Mitgliedstaats, in
dem sie ansissig ist.

1.2. Diesem Antrag legt sie eine Beschreibung der Konformititsbewertungstitigkeiten, des Konformititsbewertungs-
moduls oder der Konformititsbewertungsmodule und der Schiffsausriistung bei, fir die diese Stelle Kompetenz
beansprucht, sowie, wenn vorhanden, eine Akkreditierungsurkunde, die von einer nationalen Akkreditierungsstelle
ausgestellt wurde und in der diese bescheinigt, dass die Konformititsbewertungsstelle die Anforderungen des An-
hangs III erfiillt.

1.3. Kann die Konformitdtsbewertungsstelle keine Akkreditierungsurkunde vorweisen, so legt sie der notifizierenden
Behorde als Nachweis alle Unterlagen vor, die erforderlich sind, um zu tberpriifen, festzustellen und regelmifig
nachzupriifen, ob sie die Anforderungen des Anhangs III erfullt.

2. Notifizierungsverfahren
2.1. Die notifizierenden Behorden diirfen nur Konformititsbewertungsstellen notifizieren, die die Anforderungen des

Anhangs IIT erfillen.

2.2. Sie unterrichten die Kommission und die iibrigen Mitgliedstaaten mithilfe des elektronischen Notifizierungsinstru-
ments, das von der Kommission entwickelt und verwaltet wird.

2.3. Eine Notifizierung enthilt vollstindige Angaben zu den Konformititsbewertungstatigkeiten, den Konformitatsbewer-
tungsmodulen und der Schiffsausriistung sowie die relevante Bescheinigung der Kompetenz.

2.4. Beruht eine Notifizierung nicht auf einer Akkreditierungsurkunde gemdfl Abschnitt 1, so legt die notifizierende
Behorde der Kommission und den iibrigen Mitgliedstaaten Unterlagen vor, durch die die Kompetenz der Konfor-
mitdtsbewertungsstelle sowie Vorkehrungen bestitigt werden, die sicherstellen, dass die Stelle regelmafSig tiberwacht
wird und jederzeit den Anforderungen des Anhangs III geniigt.

2.5. Die betreffende Stelle darf die Aufgaben einer notifizierten Stelle nur dann wahrnehmen, wenn weder die Kommis-
sion noch die tibrigen Mitgliedstaaten innerhalb von zwei Wochen nach einer Notifizierung mit Akkreditierungs-
urkunde oder innerhalb von zwei Monaten nach einer Notifizierung ohne Akkreditierung Einwinde erhoben haben.

2.6. Nur solche in Punkt 2.5 genannten Stellen gelten fir die Zwecke dieser Richtlinie als notifizierte Stellen.

2.7. Jede spiter eintretende relevante Anderung der Notifizierung ist den iibrigen Mitgliedstaaten und der Kommission
mitzuteilen.

3. Kennnummern und Verzeichnis notifizierter Stellen

3.1. Die Kommission weist einer notifizierten Stelle eine Kennnummer zu.

3.2. Auch wenn eine notifizierte Stelle im Rahmen mehrerer Rechtsakte der Union notifiziert ist, erhilt sie nur eine
einzige Kennnummer.

3.3. Die Kommission veroffentlicht das Verzeichnis der nach dieser Richtlinie notifizierten Stellen samt den ihnen
zugewiesenen Kennnummern und den Tatigkeiten, fiir die sie notifiziert wurden.

3.4. Sie sorgt dafiir, dass dieses Verzeichnis auf dem neusten Stand gehalten wird.
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ANHANG V

VON DEN NOTIFIZIERENDEN BEHORDEN ZU ERFULLENDE ANFORDERUNGEN

1. Eine notifizierende Behorde wird so eingerichtet, dass es zu keinerlei Interessenkonflikt mit den Konformititsbewer-
tungsstellen kommt.

2. Eine notifizierende Behorde gewihrleistet durch ihre Organisation und Arbeitsweise, dass bei der Ausiibung ihrer
Tatigkeit Objektivitit und Unparteilichkeit gewahrt sind.

3. Eine notifizierende Behorde wird so strukturiert, dass jede Entscheidung tiber die Notifizierung einer Konformitts-
bewertungsstelle von kompetenten Personen getroffen wird, die nicht mit den Personen identisch sind, welche die
Bewertung durchgefithrt haben.

4. Eine notifizierende Behorde darf weder auf einer gewerblichen oder wettbewerblichen Basis Titigkeiten anbieten, die
Konformititsbewertungsstellen durchfiithren, noch Beratungsleistungen erbringen.

5. Eine notifizierende Behorde stellt die Vertraulichkeit der von ihr erlangten Informationen sicher.

6. Einer notifizierenden Behorde stehen kompetente Mitarbeiter in ausreichender Zahl zur Verfiigung, sodass sie ihre
Aufgaben ordnungsgemifl wahrnehmen kann.



	Richtlinie 2014/90/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über Schiffsausrüstung und zur Aufhebung der Richtlinie 96/98/EG des Rates (Text von Bedeutung für den EWR)

